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Zusammenfassung

Die Rekrutierung internationalen Pfl egefachpersonals wird 
den Fachkräftemangel in den Einrichtungen und Diensten der 
Kranken- und Altenpfl ege aus einer Vielzahl von praktischen 
Gründen nicht substanziell decken können. 

Eine internationale Öffnung der Personalstrategien ihrer Trä-
ger und Einrichtungen ist zu empfehlen. Ein solcher Schritt 

bietet einige Chancen und Mög lichkeiten:

 � Der Anteil von Patientinnen und Patienten sowie von Bewoh-
nerinnen und Bewohnern mit Migrationshintergrund nimmt 
in den Einrichtungen der Alten- und Krankenpfl ege in den 
nächsten Jahren weiter zu. Hier bringt Pfl egepersonal mit 
internationalem Hintergrund wichtige Erfahrungen für die 
Gestaltung des Pfl egeprozesses ein. Gerade älter werdende 
Eingewanderte wünschen eine Pfl ege, die ihre mit ihrem 
Herkunftsland verbundene Identität sowie daraus erwach-
sende Bedürfnisse berücksichtigt.

 � Internationale Personalgewinnung stellt eine neue Möglich-
keit der Diversifi zierung der Mitarbeiterschaft dar. Fachkräfte 

mit internationaler Erfahrung und Perspektive können ihre 
Potenziale als innovative Impulse in die Einrichtungen ein-
bringen.

 � Internationale diakonische Partnerschaften können bei-
spielsweise beim Aufbau von Strukturen der ambulanten 
und stationären Pfl ege und Betreuung im Partnerland 
 helfen.

Diese Annahmen werden im Strategieteil der vorliegenden 
Veröffent lichung entwickelt und begründet. Die sich anschlie-
ßende Handreichung gibt den Trägern und Einrichtungen 
praktische Hinweise und Kriterien zur Orientierung: Wie können 
sie sich aufstellen, um internationales Pfl egefachpersonal zu 
gewinnen und dauerhaft zu halten, und welche Kosten sind 
damit verbunden? Zur Öffnung des deutschen Arbeitsmarktes 
für internationales Fachpersonal liegen erst wenige neuere 
Praxiserfahrungen vor und die Bedingungen und Problem-
lagen variieren je nach Größe der Träger und Einrichtungen, 
nach Bundesland und nach Herkunftsland der international 
Arbeit Suchenden deut lich.
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Strategiepapier

Einleitung

Diakonische Träger von Krankenhäusern und von ambulanten 
und stationären Pfl egeeinrichtungen sind auf der Suche nach 
neuen Mög lichkeiten, Fachpersonal zu gewinnen. Die hohe 
Aufmerksamkeit, die internationale Anwerbeprojekte aus Dritt-
staaten derzeit fi nden, spiegelt sich in den Zahlen für das 
tatsäch lich gewonnene internationale Personal allerdings bis-
lang nicht wider. Insgesamt sind 2013 bundesweit nur wenig 
mehr als hundert Personen aus Drittstaaten zu Ausbildungs-
zwecken für die Pfl ege angeworben worden. Die Zahlen der 
1960er und 1970er Jahre, die sich im fünfstelligen Bereich 
bewegten (koreanische, philippinische und indische Kranken-
schwestern), werden damit bislang längst nicht erreicht. 

Das vorliegende Papier will größeren und kleineren Trägern 
und Einrichtungen der Alten- und Krankenhilfe allgemeine 
Orientierung sowie praktische Hilfestellung und Unterstüt-
zung geben. Einrichtungen sollen sich damit strategisch bes-
ser aufstellen können, um aus den bisherigen, nicht immer 
positiven Erfahrungen lernen zu können. 

Das Interesse diakonischer Träger gilt der Gewinnung von 
Pfl egefachpersonal sowohl aus EU- als auch aus Drittstaaten. 
Pfl egehilfen und Haushaltshilfen ohne abgeschlossene Aus-
bildung zur Pfl egefachperson1 sind daher nicht Gegenstand 
der Betrachtung.

Ohne verläss liche Unterstützung aus öffent lichen Mitteln, ohne 
Verbesserungen bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
und ohne eine Willkommen heißende ausländerrecht liche 
Praxis, die Migration als Normalfall und nicht als Ausnahme 
betrachtet, wird eine international orientierte und organisierte 
Personalgewinnung im Pfl egebereich kaum an Bedeutung 
gewinnen. Der Text wendet sich deshalb auch an öffent liche 
Stellen, Verbände und die Politik. 

1    Den Menschen im Mittelpunkt sehend wird von der Projektgruppe 
die Bezeichnung Pfl egeperson oder Pfl egefachperson der Bezeichnung 
Pfl egefachkraft vorgezogen. Wenn in diesem Text von Pfl egenden 
gesprochen wird, sind stets Personen mit einer Fachausbildung gemeint. 

Vorangestellt wird ein Strategieteil, der die Perspektiven der 
internationalen Personalgewinnung absteckt und damit eine 
allgemeine Orientierung schafft. Die anschließende Hand-
reichung gibt den Trägern und Einrichtungen praktische Hin-
weise und Kriterien dazu, wie sie sich aufstellen können, um 
internationales Pfl egefachpersonal zu gewinnen und dauer-
haft zu halten. Sie berücksichtigt die Tatsache, dass zur Öff-
nung des deutschen Arbeitsmarkts für internationales Fach-
personal bislang nur wenige Praxiserfahrungen vorliegen. Die 
Bedingungen und Problemlagen unterscheiden sich je nach 
Größe der Träger und Einrichtungen, nach Bundesland und 
nach Herkunftsland der international Arbeit Suchenden deut-
lich. Die vorgestellten Praxisbeispiele wollen deshalb vorran-
gig Ideen und Denkanstöße liefern. 

Die Erfahrungsberichte, die dieser Handreichung zugrunde 
liegen, und detaillierte Praxishinweise fi nden sich auf der 
diesem Bericht zugehörigen Webseite http://www.diakonie.
de/arbeitsmigration-und-pfl ege-14349.html.

1. Grundsätz liches zur Migration 

Als Teil der Evangelischen Kirche in Deutschland nimmt Dia-
konie „dem biblischen Zeugnis entsprechend die Realität von 
Wanderungsbewegungen als gegeben hin, ohne sie theolo-
gisch zu überhöhen oder ideologisch zu verbrämen. Verortet 
sich doch Kirche selbst in der Tradition des wandernden Got-
tesvolkes, das um die eingeschränkte Aussagefähigkeit 
staat licher Grenzen und Hindernisse weiß. Schließ lich hat sie 
‚hier keine bleibende Stadt, sondern die zukünftige suchen 
wir‘ (Hebr 13,14). Damit ist sie im Kern ihrer Existenz grenz-
überschreitend, zumindest international und im besten Fall 
kosmopolitisch ausgerichtet, was in der Arbeitskräftedebatte 
fast zwangsläufi g zu einer Position regulativer Gelassenheit 
führt … Sowohl in der Migrationspolitik als auch bei kirch lich-
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diakonischen Verlautbarungen sollte eine Engführung auf 
Migrationsverhinderung vermieden werden. Migration sollte 
als entwicklungspolitische Gestaltungsaufgabe wahrgenom-
men werden.“2

„Migrantinnen und Migranten verfolgen ihre eigenen Lebens-
pläne, Hoffnungen und Ziele. Sie haben einen Anspruch dar-
auf, ihre Migrationsprozesse in erster Linie selber zu gestalten.“3 
Die legitimen Interessen der Stellungsuchenden sollen des-
halb berücksichtigt werden. 

Die einseitig ökonomischen Erwartungshaltungen, die mit 
den sogenannten Gastarbeitern der sechziger und siebziger 
Jahre des letzten Jahrhunderts verbunden waren, passen 
nicht mehr in die heutige Zeit. Zuwanderung kann nicht „inst-
rumentalisiert werden, um dem bestehenden Handlungs- und 
Reformdruck in der Kranken- und Altenpfl ege auszuweichen“4. 
Sie darf nicht zum Lohndumping führen. Die viel propagierte 
Willkommens- und Anerkennungskultur darf nicht allein in 
den Dienst des wirtschaft lich Nütz lichen gestellt werden. 
Vielmehr gilt es, die Fülle der mit der Migration verbundenen 
Implikationen einzubeziehen - wie die langfristige emotionale 
Bewältigung der Lebenssituation, die Situation der Familien 
und die Folgen für die Entwicklung der Herkunftsregion. In 
der Verantwortung der aufnehmenden Einrichtungsträger und 
der Gesellschaft liegt es, die volle soziale und politische Par-
tizipation zu gewähren und zu unterstützen und ein Leben in 
Wohlbefi nden und Gestaltungsfreiheit zu ermög lichen. Auch 
ist der Blick dafür zu schärfen, ob es womög lich Unwissen 
oder kulturelle Vorurteile gibt, die einer vorbehaltlosen und 
Willkommen heißenden Integration entgegenstehen. 

Internationale Migration ist eine normale Erscheinung und 
eine gesellschaft liche Realität, die nicht nur unter entwick-
lungspolitischen Gesichtspunkten, sondern auch zum Schutze 
der Migrantinnen und Migranten gestaltet werden muss.5 
Internationale Wanderungsbewegungen von Fachkräften der 
Gesundheitspfl ege können erheb lichen positiven, aber auch 
negativen Einfl uss auf die Versorgungslage und Dienstleis-
tungsstrukturen in den Herkunfts- und Zielländern ausüben.

2    Leitlinien Arbeitsmigration und Entwicklung, Seite 15f, a.a.O.

3    Leitlinien Arbeitsmigration und Entwicklung, Seite 16, a.a.O. 

4    BAGFW, Altenpfl ege in Deutschland, Berlin Juli 2014 

5    Leitlinien Arbeitsmigration und Entwicklung, Seite 6ff, a.a.O.

2. Alten- und Krankenpfl ege auf dem 
internationalen Arbeitsmarkt 

2.1. Gegenwärtige Rahmenbedingungen in der 
Pfl ege

Die demografi sche Entwicklung belegt seit Jahren eine ste-
tige Zunahme älterer und pfl egebedürftiger Menschen in der 
Bevölkerung. 2012 lebten in Deutschland 2,5 Millionen im 
Sinne des Pfl egeversicherungsgesetzes pfl egebedürftige 
Menschen. Dazu kommen etwa 150.000 Leistungsempfänger 
der privaten Pfl egepfl  ichtversicherungen.6 Statistischen 
Prognosen zufolge wird die Zahl der pfl egebedürftigen Men-
schen in der gesetz lichen Pfl egeversicherung bis zum Ja hr 
2020 auf 2,9 Millionen ansteigen und sich bis zum Jahr 2050 
mit 4,5 Millionen fast verdoppeln.7

Stark verändern wird sich die Situation in den Krankenhäu-
sern. Durch eine kürzere Verweildauer im Krankenhaus müs-
sen immer mehr ältere Menschen in stationären Pfl egeein-
richtungen und durch ambulante Pfl egedienste medizinisch 
weiterversorgt werden. Gleichzeitig steigt die Zahl älterer und 
multimorbider Patienten und Patientinnen in den Kranken-
häusern. 

Parallel zur Zunahme des Pfl egbedarfs in der Kranken- und 
Altenpfl ege nimmt die Zahl junger Menschen ab, die nach 
Abschluss der Schule ins Berufsleben eintreten.

Mehr als zwei Drittel der pfl egebedürftigen Menschen in 
Deutschland werden zu Hause versorgt, zum großen Teil mit 
Unterstützung von Familienangehörigen oder Freunden. Etwa 
30 Prozent der pfl egebedürftigen Menschen leben in statio-
nären Pfl egeeinrichtungen. Mehr als 32 Prozent der pfl egen-
den Angehörigen sind älter als 65 Jahre. Angesichts dieser 
Entwicklung und des sinkenden familialen Pfl egepotentials ist 
ein Rückgang der Pfl ege durch Angehörige zu erwarten.8

Derzeit umfasst die Gruppe der Menschen mit einem Pfl ege-
fachberuf9 in Deutschland ca. 1,2 Millionen Menschen. In den 
nächsten Jahren wird ein erheb licher Teil von ihnen das Ren-
tenalter erreichen. Aufgrund des demografi schen Wandels ist 
absehbar, dass die berufstätigen Pfl egefachkräfte dem stei-

6    BarmerGEK-Pfl egereport 2013

7   BMG: Zahlen und Fakten zur Pfl egeversicherung (04/12)

8    Statistisches Bundesamt: Pfl egestatistik 2011

9    Gesundheits- und Krankenpfl ege; Gesundheits- und Kinderkranken-
pfl ege und Altenpfl ege 
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genden Bedarf an professioneller Pfl ege in Zukunft nicht 
gerecht werden können. 

Es fällt schon heute zunehmend schwer, offene Stellen mit 
Pfl egefachpersonen zu besetzen und mit regionalen Schwan-
kungen zeigt sich bundesweit ein gravierender Mangel an 
fach lich qualifi ziertem Personal. So bleibt eine bei der Agen-
tur für Arbeit heute ausgeschriebene Stelle für eine Altenpfl e-
gefachperson im Schnitt 131 Tage und für Gesundheits- und 
Krankenpfl egefachkräfte 117 Tage lang unbesetzt.10

Berechnungen zufolge wird sich dieser Trend weiter fortset-
zen, so dass bis zum Jahr 2030 rund eine halbe Million Stel-
len für Vollzeitkräfte in der Pfl ege unbesetzt bleiben werden.11

Neben der demografi schen Entwicklung und dem sinkenden 
inländischen Erwerbspersonenpotential ist dieser Trend auf 
gesellschaft liche und politische Rahmenbedingungen12 
zurückzuführen. Die unzureichende Berücksichtigung der 
Personalkosten in den Pfl egesätzen (ambulante Vergütungs-
sätze) ist nur eine davon. Internationale Fachkräfte allein 
werden diese Entwicklung nicht kompensieren können. Die 
Diakonie appelliert an die politisch Verantwort lichen, die Rah-
menbedingungen in der ambulanten und stationären Pfl ege 
zu verbessern. Der Pfl egeberuf muss attraktiver werden, 
indem die Arbeitsbedingungen für Pfl egekräfte in Deutsch-
land nachhaltig verbessert werden. Nur so werden sich mehr 
Menschen für den Pfl egeberuf entscheiden und die Beschäf-
tigten nicht vorzeitig aus dem Beruf ausscheiden. Zugleich 
muss die häus liche Pfl egesituation stabilisiert, müssen pfl e-
gende Angehörige unterstützt und entlastet werden. 

2.2. Pfl egebereich und Migration 

2.2.1.  Internationale Gesundheitsversorgung 
und Migration

Weltweit fehlt mehr als einer Milliarde Menschen der Zugang 
zur Gesundheitsversorgung. Die Weltgesundheitsorganisa-
tion geht von einem globalen Mangel an Gesundheitsfach-
kräften13 aus. Sie schätzt, dass weltweit 7,2 Millionen Gesund-
heitsfachkräfte fehlen, um den Zugang zu einer angemessenen 

10   http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Arbeitsmarkt-
berichte/Fachkraeftebedarf-Stellen/Fachkraefte/BA-FK-Engpassana-
lyse-2013-12.pdf

11   Bertelsmann-Stiftung: Themenreport „Pfl ege 2030“

12   Vgl. hinsicht lich der Altenhilfe „Rettungspaket Altenpfl ege“ http://
www.diakonie.de/bundesweiter-aktionstag-altenpfl ege-machen-sie-
mit-14408.html und http://www.diakonie.de/an-die-pfl ege-denken.html

13   Unter Gesundheitsfachkräften versteht sie medizinische, pfl ege-
rische und therapeutische Berufe. 

Gesundheitsversorgung sicherzustellen.14 In vielen Ländern 
sind die Gesundheitssysteme chronisch unterfi nanziert. 
Unter diesen Bedingungen kann nicht ausreichend in die 
Ausbildung, die Personalentwicklung und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen investiert werden. Durch die Abwanderung 
ausgebildeten Personals in Länder mit attraktiveren Arbeits-
bedingungen verschärft sich zumindest kurzfristig der Man-
gel an qualifi zierten Pfl egekräften. Länd liche Gegenden sind 
von gesundheit licher Unterversorgung und Abwanderung 
erheb lich stärker betroffen als städtische.

Das Phänomen der alternden Gesellschaft ist kein spezifi sch 
westeuropäisches, sondern auch zum Beispiel in Osteuropa 
und in asiatischen Ländern wie Japan oder China zu beob-
achten. Die globale Verstädterung und Zunahme von Erwerbs-
arbeit schwächt die familiären Hilfestrukturen und generiert 
in vielen Ländern einen Bedarf nach Leistungen professionel-
ler Altenpfl ege, den es in der Vergangenheit zumindest in 
dem Ausmaß nicht gab. In vielen Ländern ist die Pfl ege älte-
rer Menschen nicht als eigener Versorgungsbereich struktu-
riert, sondern Teil der Gesundheitsversorgung. Prognosen 
über das zukünftige Angebot und die Nachfrage nach pro-
fessionellen Pfl egekräften in einzelnen Ländern sind aller-
dings kaum mög lich.

Um migrationsbedingte Probleme für die Herkunftsländer zu 
vermeiden, orientiert sich die Bundesregierung – wie andere 
Industrieländer auch – an einem Verhaltenskodex, den die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 2010 verabschiedet hat. 
Der Verhaltenskodex formuliert Empfehlungen für eine ethisch 
verantwortungsvolle internationale Rekrutierung von Gesund-
heitspersonal. Insbesondere sollen Gesundheitsfachkräfte 
aus Ländern, in denen die Weltgesundheitsorganisation einen 
kritischen Mangel sieht, nicht systematisch abgeworben 
werden. In einer Ausschlussliste der WHO aus dem Jahr 2006 
sind 57 Länder genannt, die einen »kritischen Mangel« an 
Gesundheitsfachkräften aufweisen.15 Derzeit überprüft die 
WHO die Liste16.

Um den strukturellen Mängeln und der Unterfi nanzierung der 
Gesundheitsversorgung in vielen Ländern zu begegnen, ist 

14   GIZ (Hrsg.), Fachkräftesicherung im Gesundheitswesen eine globale 
Herausforderung, Berlin November 2013

15   Vgl. Steffen Angenendt / Michael Clemens / Meiko Merda, 2014, a.a.O.

16   Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Niema Movassat, Annette Groth, Heike Hänsel, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Abwerbung von Fachkräften 
aus den Ländern des Südens im Pfl ege- und Gesundheitsbereich. 
06. 09. 2013 – Drucksache 17/14716, Seite 6



Strategiepapier Diakonie Texte 11.2014 7

eine pauschale Beschränkung internationaler Migration zu 
kurz gegriffen. Umfassendere Ansätze sind notwendig. Mig-
ration sollte dabei so gestaltet werden, dass nicht nur die 
Zielländer, sondern auch die Migrierenden und die Herkunfts-
länder Nutzen daraus ziehen. 

Auf zwischenstaat licher Ebene bietet sich dafür die Verein-
barung von bi- oder multilateralen Rahmenpartnerschaften 
über Migration und grenzüberschreitende Freizügigkeit an, 
auf betrieb licher Ebene grenzüberschreitende, sogenannte 
transnationale Ausbildungspartnerschaften (siehe dazu 
Abschnitt 3.1).

2.2.2. Zwischenstaat liche Migrationsabkommen
Mobilitätspartnerschaften sind ein Instrument der EU für die 
migrationspolitische Zusammenarbeit mit Drittstaaten, also 
Staaten, die nicht Mitglied der Europäischen Union sind. Die 
Mobilitätspartnerschaften sind Absichtserklärungen, die zwi-
schen EU-Staaten und einem Drittstaat geschlossen werden. 
Innerhalb dieses Rahmenvertrags können dann zwischen den 
Staaten Projekte vereinbart werden, die der Erreichung des 
übergeordneten Ziels, näm lich dem fairen Ausgleich von mig-
rations- und entwicklungspolitischen Interessen, dienen.17 
Mobilitätspartnerschaften gründen sich auf den »Gesamt-
ansatz Migration« der europäischen Staats- und Regierungs-
chefs von 2005. Auch aufgrund bilateraler Abkommen zwischen 
EU-Mitgliedstaaten und Drittstaaten sind Migrationsabkom-
men mög lich. 

Mög liche Vereinbarungen im Blick auf die internationale 
Mobilität von Fachkräften umfassen vier Bereiche: 

 � legale Migration 

 � Unterstützung von Partnerländern bei der Steuerung von 
Wanderungen

 � Eindämmung der Abwanderung von Fachkräften ins Aus-
landund, Förderung zirkulärer Migration 

 � Erleichterungen bei der Vergabe von Visa

Die Erfahrungen mit den bisherigen Mobilitätspartnerschaf-
ten mit Moldau, Kapverden, Georgien und Armenien zeigten 
jedoch Umsetzungsprobleme auf. Bislang wurden die Erwar-

17   Commission of the European Communities, Commission Staff Wor-
king Document – Mobility partnerships as a tool of the Global Approach 
to Migration, Dok. SEC (2009) 1240, Brüssel, 18.9.2009

tungen an eine verbesserte Fachkräftemobilität einseitig mit 
der Bekämpfung irregulärer Migration verknüpft. Entwick-
lungspolitische Aspekte fanden nicht genug Berücksichti-
gung. Auch die formulierten Ziele für eine Rückkehr der Fach-
kräfte erwiesen sich als zu strikt und zu wenig 
realitätsbezogen. 

Als politisches Instrument könnten Mobilitätspartnerschaften 
unter folgenden Bedingungen für die Gewinnung von Fach-
kräften hilfreich werden: 

 � Sie sollten eine starke Beschäftigungsorientierung haben: 
Dabei ist zu klären, welche Unterbrechungs- und Wieder-
holungsmög lichkeiten eines Arbeitsaufenthaltes bestehen 
sollen und welche Übergänge zum dauerhaften Aufenthalt 
vorgesehen sind. Fachkräfte haben unter dem Gesichts-
punkt der Karriere- und der Lebensplanung ein Interesse 
daran, selbstbestimmt und entsprechend ihrer persön-
lichen Interessen befristete Aufenthalte zu wiederholen 
und zu verstetigen, ohne Rückkehroptionen zu verlieren.

 � Regelungen zur internationalen Übertragbarkeit erworbe-
ner Sozialversicherungsansprüche (Portabilität) sind vor-
zusehen.

 � Bei einer Zusammenarbeit von lokalen, regionalen und 
staat lichen Akteuren sollten auch die Träger der Pfl ege-
branche, ihre Partner in den Herkunftsländern sowie die 
bereits in Deutschland lebenden Eingewanderten und ihre 
Vereinigungen beteiligt werden. 

Die Mitgliedstaaten der EU sollten die Mobilitätspartnerschaf-
ten als wichtige Investition in die Zukunft betrachten und 
wegen des Bedarfs an administrativer Steuerung und Förder-
instrumentariums ausreichend Finanzmittel bereitstellen. 

2.3. Interessenlagen der Migrierenden

Unter den Triebkräften zum Verlassen des Herkunftslandes 
dominieren die Wünsche nach besseren Lebensverhältnissen 
und nach der Realisierung individueller Lebensentwürfe wie 
beispielsweise binationale Partnerschaften, die sonst nicht 
verwirk licht werden können. Auch Kriege und gewaltsame 
Konfl ikte zwingen Menschen in die Migration.
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Die Vorstellungen von Migration als zielgerichtete einmalige 
Wanderungsbewegung treffen oft nicht mehr zu. Immer mehr 
Menschen wandern zu Ausbildungs- oder Arbeitszwecken 
mehrfach zwischen den Ländern hin und her. 

Die meisten Personen, die in der Pfl ege beschäftigt sind oder 
dort Arbeit suchen, sind Frauen. Grundsätz lich bedürfen sie 
des besonderen Schutzes, da die Zugehörigkeit zum weib -
lichen Geschlecht und mög  liche kulturelle Vorurteile in Kom-
bination eine besonders diskriminierende Wirkung gegen sie 
entfalten können. 

Für manche der Frauen ist nicht eine dauerhafte Migration die 
Perspektive, sondern die Mög lichkeit, Einkünfte an die daheim-
gebliebenen Angehörigen – Kinder, Ehemänner und Eltern – 
überweisen zu können. Dies entspricht oft den Erwartungen 
der im Herkunftsland lebenden Familienangehörigen. Für die 
ausgewanderten Frauen ist es eine doppelte Belastung, neben 
einer Erwerbstätigkeit im Ausland auch den gesellschaft-
lichen Erwartungen hinsicht lich Kinderbetreuung, Haushalts-
führung und familiären Pfl egeaufgaben gerecht zu werden. 
Schwierig kann es auch für ihre zurückgelassenen Kinder 
werden, die auf die Zuwendung der Großeltern, Geschwister 
und Verwandten angewiesen sind, und für alte oder kranke 
Angehörige, für deren Pfl ege die Frauen dann nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Unter den Angehörigen sind es oft die 
Großmütter, Schwestern und Tanten, die die Pfl ege- und 
Kümmeraufgaben von den Migrantinnen übernehmen; die 
Aufteilung der Rollen zwischen Frauen und Männern verändert 
sich durch die Migration nicht.18

Es ist das Interesse der Menschen, dass die Übernahme- 
und Beschäftigungsperspektiven für internationales Fach-
personal vertrag lich abgesichert werden. Die Option eines 
Daueraufenthaltes und des Familiennachzugs ist einzuräumen. 
Der Zugang zu unabhängiger Beratung ist zu ermög lichen.

2.4. Perspektiven von Migration in der Kranken- 
und Altenpfl ege 

Der Bund hat sein im Zuwanderungsgesetz von 2005 veran-
kertes Ziel, die Zuwanderung zu steuern und zu begrenzen, 
zumindest was die Arbeitsimmigration angeht, praktisch 
revidiert. In ihrer Demografi estrategie19 benennt die Bundes-

18   Helma Lutz, Ewa Palenga-Möllenbeck, Das Care-Chain-Konzept auf 
dem Prüfstand, Berlin März 2014, http://www.boell.de/de/2014/03/03/
das-care-chain-konzept-auf-dem-pruefstand (abgerufen 4. August 2014) 

19   Bundesregierung, Die Demografi estrategie – Langfassung, Berlin 
April 2012, Seite 54 

regierung die Zuwanderung von „gut qualifi zierten ausländi-
schen Fachpersonen“ als eine der Strategien, mit der der 
Alterung der Bevölkerung und ihren Folgen begegnet werden 
soll. Im Juli 2013 trat die neue Beschäftigungsverordnung 
in Kraft, die die Pfl ege als einen Mangelberuf ausweist und 
damit den seit 1973 geltenden Anwerbestopp für diesen 
Bereich aufhebt. Die neue Regelung ist zu begrüßen, da eine 
zu strikte Abschirmung zum Profi l Deutschlands als internatio-
nale Wirtschaftsnation nicht passt.

Im Kontext ihrer „Fachkräfteoffensive“ propagiert die Bundes-
regierung den Aufbau einer „Willkommens- und Anerken-
nungskultur“. Mit Initiativen und Modellprojekten der EU und 
in Deutschland versucht sie, die Gewinnung internationaler 
Pfl egefachpersonen zu fördern.

Die Internationalität von Pfl egedienstleistungen ist in Deutsch-
land bereits Realität. Die Statistik weist für Fachberufe der 
Gesundheits- und Krankenpfl ege sowie der Altenpfl ege aller-
dings nur einen Anteil von vier Prozent20 sozial versicherungs-
pfl  ichtig Beschäftigter ohne deutschen Pass aus, wenn auch 
mit steigender Tendenz. In der Bevölkerung ist der Anteil 
deut lich höher, näm lich bei acht Prozent. Statistisch nicht 
belegbar ist die Zahl eingewanderter Beschäftigter, die einen 
deutschen Pass erworben haben. 

Nach Schätzungen arbeiten darüber hinaus mehr als 100.000 
Frauen21 aus Osteuropa als Haushaltshilfen in privaten Haus-
halten, oftmals unter prekären und auch gesetzwidrigen 
Bedingungen. Die Diakonie ist in diesem Sektor nicht tätig. 

Die Zuwanderung internationaler Pfl egefachpersonen aus 
Drittstaaten ist bisher äußerst gering. Die Zentrale Auslands- 
und Fachvermittlung der Arbeitsagentur (ZAV) hat 2013 ins-
gesamt ledig lich 16 Pfl egefachkräfte aus Drittstaaten ver-
mittelt22. Fünf von ihnen stammen aus Bosnien und elf aus 
Serbien. Eine größere Personenzahl befi ndet sich allerdings 
in Vorbereitungsmaßnahmen oder wartet auf Vermittlung an 
einen deutschen Arbeitgeber. Diakonische Einrichtungen sind 
an solchen Modellprojekten beteiligt und führen auch einige 
selber durch.23

Die Zahl der in der Pfl egebranche sozialversicherungspfl  ichtig 
Beschäftigten aus Ländern der EU hat sich nach Angaben 

20   Bundestags-Drucksache 18/1163, Seite 8

21   Nach gewerkschaft lichen Angaben bis zu 300.000 

22   Zeitpunkt der Abfrage bei der ZAV Mai 2014

23   Vgl. Kapitel 3 und 4 sowie www.diakonie.de/arbeitsmigration-und-
pfl ege
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der Bundesregierung in der Zeit vom 31. Dezember 2010 bis 
31. Dezember 2012 von etwa 15.000 auf etwa 21.000 erhöht. 
Ihr Anteil an den in der Pfl egebranche sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten hat sich dadurch um 0,2 Prozent-
punkte auf 0,8 Prozent erhöht.24

Durch die neue Beschäftigungsverordnung sind einwanderungs-
recht lich auch für Angehörige von Drittstaaten günstige 
Bedingungen geschaffen worden. Allerdings hapert es erfah-
rungsgemäß noch am Verwaltungsvollzug wie der Erteilung 
von Visa, Erteilung von Arbeitserlaubnissen, zügiger Anerken-
nung von Berufsabschlüssen und vielem mehr.

Die europäische Arbeitnehmerfreizügigkeit ermög licht eine 
uneingeschränkte Migration von pfl egerischem Fachpersonal 
innerhalb der Mitgliedstaaten. Neben einer Zuwanderung 
nach Deutschland ermög licht dies auch deutschen Pfl ege-
fachpersonen, eine Berufstätigkeit im EU-Ausland aufzuneh-
men. In nicht unerheblicher Zahl entscheiden sie sich für 
eine Berufstätigkeit vor allem in nordeuropäischen Ländern 
der EU oder in der benachbarten Schweiz. Die meisten EU-
Länder und eine Reihe von Drittstaaten, in denen es Auswan-
derungswillige gibt, stehen selber vor den Herausforderungen 
einer alternden Gesellschaft und müssen darauf mit berufs-
politischen Maßnahmen reagieren. 

Anders verhält es sich in südostasiatischen Staaten, wie bei-
spielsweise den Philippinen. Dort gibt es zwar eine zuneh-
mend günstige Ausbildungssituation und eine Altersstruktur 
der Bevölkerung, die einen deut lich höheren Anteil junger 
Menschen ausweist. Allerdings ist die Versorgung im Gesund-
heitsbereich weiterhin durch unzureichende Angebote geprägt. 
Gleichzeitig verlässt das vor Ort ausgebildete, qualifi zierte 
Pfl egepersonal oft dauerhaft das Land und dies in bedeuten-
dem Umfang. 

Die ökonomischen Verhältnisse in den Herkunftsländern sind 
sehr unterschied lich - in vielen Ländern Ost- und Südosteu-
ropas wie Rumänien, Kosovo, Moldawien oder der Ukraine 
herrscht hohe Arbeitslosigkeit. Auch qualifi zierte Menschen 
fi nden nur schwer Arbeit zu auskömm lichen Löhnen, beson-
ders im Gesundheits- und Pfl egebereich.

24   Siehe Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Niema Movassat, Annette Groth, Heike Hänsel, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. Abwerbung von Fachkräften 
aus den Ländern des Südens im Pfl ege- und Gesundheitsbereich. 
06. 09. 2013 – Drucksache 17/14716 Seite 6

2.5. Besonderheiten der deutschen Kranken- 
und Altenpfl ege

Wie stellen sich die deutsche Kranken- und Altenpfl ege aus 
dem Blickwinkel von international Arbeit Suchenden dar? 
Weder im europäischen Ausland noch in außereuropäischen 
Drittstaaten existiert eine eigenständige, der Gesundheits- und 
Krankenpfl ege formal gleichgestellte Altenpfl egeausbildung, 
die zu einem der deutschen Altenpfl egeausbildung vergleich-
baren Berufsabschluss führt.25 Zwar gibt es in Deutsch  land 
politische Initiativen für ein einheit liches Pfl egeberufegesetz, 
das die prof essionelle Trennung zwischen Alten- und Kranken-
pfl ege aufheben soll, dennoch unterscheidet sich die gegen-
wärtige Berufspraxis bis auf weiteres von allen anderen Staaten. 

Das bedeutet, dass grundsätz lich nur Stellungsuchende mit 
einer nach ausländischem Recht erworbenen Krankenpfl ege-
ausbildung für eine Anwerbung zur Verfügung stehen. In der 
Regel wird in Deutschland eine Anerkennung als Gesund-
heits- und Krankenpfl egerin beantragt und damit die formale 
Voraussetzung erfüllt, im Krankenhausbereich und in der 
Altenpfl ege als Pfl egefachperson tätig werden zu können. Die 
EU-Berufsanerkennungsrichtlinie (2005/36/EG) regelt die 
berufl  iche Anerkennung unter anderem im Bereich der Kran-
kenpfl ege. Allerdings müssen neben der fach lichen Qualifi ka-
tion ausreichende Deutschkenntnisse nachgewiesen werden. 
Die Anzahl der Anerkennungen von Menschen mit ausländi-
scher Pfl egeausbildung als Altenpfl egerinnen und Altenpfl eger 
nach dem deutschen Altenpfl egegesetz ist entsprechend 
verschwindend gering.

Viele der im Ausland ausgebildeten Krankenpfl eger und 
-schwestern sind mit einem anderen Pfl egeverständnis aus-
gebildet worden und Pfl ege unter anderen Bedingungen 
gewohnt. In den meisten europäischen Ländern wird die 
Berufsausbildung zur Krankenpfl ege im Rahmen eines Hoch-
schulstudiums absolviert und die Absolventinnen und Absol-
venten sind mit anderen berufl  ichen Entscheidungskompe-
tenzen ausgestattet.

Spanische Krankenpfl egepersonen, die im Rahmen eines 
Projekts diakonischer Altenhilfeträger in Hessen angeworben 
worden waren, hatten trotz diverser Informationen über die 

25   Vgl. Ausbildung der Pfl egeberufe in Europa – Vergleichende Analyse 
und Vorbilder; für eine Weiterentwicklung in Deutschland; Margarete 
Landenberger, Gertrud Stöcker, Jacqueline Filkins, Anneke de Jong, 
Christa Them, Yvonne Selinger, Peggy Schön, Hannover 2005 
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deutschen Besonderheiten keine realistischen Vorstellungen 
von den an sie gestellten Erwartungen. Die ihnen übertrage-
nen pfl egerischen Aufgaben unterschieden sich erheb lich 
von den in Spanien üb lichen Aufgaben der dort akademisch 
ausgebildeten Pfl egepersonen. Während des zunächst zu 
durchlaufenden formalen Anerkennungsverfahrens war für 
sie in Deutschland nur eine unterqualifi zierte Beschäftigung 
als Hilfskraft mög lich. Nach ihrer formalen Anerkennung als 
Gesundheits- und Krankenpfl egerin wechselten viele von 
ihnen in den Krankenhausbereich. Für die Altenhilfeträger 
führte das mit großem Einsatz betriebene Projekt nicht zum 
erwarteten Erfolg.26

Der Beruf der Altenpfl ege wird von international Stellung-
suchenden oftmals als eine geringer qualifi zierte Tätigkeit 
wahrgenommen. Körperpfl ege, aktivierende Pfl ege, Umgang 
mit Demenz oder Langzeitpfl ege sind in anderen Ländern 
bisher kaum oder gar nicht Teil der Ausbildung zur Gesund-
heitsfachkraft.

Ein Blick auf die quantitative Relation von Patienten und Pfl e-
genden im Krankenhaus verdeut licht, dass die Bedingungen 
in Deutschland im internationalen Vergleich als problematisch 
erlebt werden. In Deutschland betreut eine Pfl egeperson im 
Durchschnitt 10,3 Patienten, während es in Belgien 7,8, in der 
Schweiz 5,5 und in den Niederlanden 4,9 Patienten sind. 
Ferner unterscheiden sich die Tätigkeitsbereiche und das 
Berufsrecht sowie die Anerkennung als akademisch ausge-
bildete Fachperson, auch gegenüber medizinischen Berufen, 
mit einem Wettbewerbsnachteil für Deutschland.

Belastungen durch die Eingewöhnung in die Gepfl ogenheiten 
und Abläufe in einem unbekannten Land und in neuer Umge-
bung werden noch verstärkt, wenn Arbeit Suchende aus 
einem urbanen Kontext eine Tätigkeit in einer Einrichtung in 
länd licher und abgelegener Umgebung aufnehmen.

26   Vgl. http://www.diakonie.de/journal-inhaltsseite-15395-15395.html

2.6. Schlussfolgerungen für die 
 Einrichtungsträger

Der europäische Binnenmarkt und die damit verbundene 
Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie die Verfl echtungen zu Dritt-
staaten stellen eine Realität dar. Internationale Fachkräfte 
 tragen zumindest bisher zahlenmäßig nur begrenzt zur Linde-
rung des Fachpersonenmangels bei. Ihre Mitarbeit kann 
jedoch einen wichtigen qualitativen Beitrag zu einer modernen 
Organisationsentwicklung leisten. Die unterschied lichen 
 Pfl egeverständnisse dürfen dabei nicht ausgeblendet werden.

Dabei geht es vor allem um einen europäischen Annäherungs-
prozess in der Gestaltung der Pfl ege, um die Pfl egequalität 
für Menschen, die ihre Wurzeln in anderen Ländern haben, 
sowie um Diversity-Strategien und interkulturelle Öffnung. 
Unterschiede in den Qualifi kationen machen es notwendig, 
Nachqualifi zierungen anzubieten. 

Derzeit leben etwa eine halbe Million Menschen als Flücht-
linge, mit einem humanitären Aufenthaltsstatus oder als 
Geduldete in Deutschland, mit steigender Tendenz. Es ist 
Anliegen der Diakonie, sie in Lohn und Brot zu bringen, auch 
in der Pfl ege (siehe Abschnitt 4.3). 

Nicht nur für die Berufsmotivation von Fachkräften aus dem 
Inland, sondern auch für die Gewinnung von Fachkräften aus 
dem Ausland ist eine höhere gesellschaft liche und politische 
Bewertung der professionellen Pfl egetätigkeit eine entschei-
dende Voraussetzung.

Welche Konzepte, Antworten auf praktische Fragen und 
Förder mög lichkeiten sich im Einzelnen anbieten, legt die 
nachfolgende praktisch orientierte Handreichung dar. 
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Handreichung

3. Organisationsfragen und 
Ausbildungskonzeptionen

 — Wie können die Gewinnung internationalen Fachperso-
nals, eine qualifi zierte Pfl egeausbildung und transnatio-
nale Partnerschaften konzipiert und gestaltet werden? 

Hier geht es um Fragen, die die Aufstellung der Einrichtung 

beziehungsweise des Trägers im internationalen Arbeitsmarkt 
sowie der darauf ausgerichteten Ausbildungskonzeptionen 
und Diversity-Aufstellung betreffen. Für Einrichtungen und 
Dienste der Pfl ege und medizinischen Versorgung bietet eine 
internationale Öffnung ihrer Personalstrategien Chancen 
und Potenziale:

 � Fachkräfte mit internationaler Erfahrung und Perspektive 
können ihre Potenziale als innovative Impulse einbringen; 

 � Grenzüberschreitende diakonische Partnerschaften kön-
nen beiden Seiten beispielsweise beim Aufbau von Ver-
sorgungsstrukturen der ambulanten und stationären 
Pfl ege und Betreuung im Herkunftsland helfen; 

 � Diversifi zierung bietet neue Mög lichkeiten der Personal-
gewinnung.

Die Bedingungen und Problemlagen bei der internationalen 
Personalgewinnung variieren je nach Größe der diakonischen 
Träger und Einrichtungen, nach Bundesland und nach Her-
kunftsland der international Stellungsuchenden. Deshalb sind 
auf die praktischen Fragen, die sich den Trägern stellen, ein-
fache und abschließende Antworten nicht immer mög lich.

3.1. Pfl egeausbildung in Deutschland

Zum Erwerb einer anerkannten Berufsqualifi kation der Gesund-
heits- und Krankenpfl ege oder Altenpfl ege sind unterschied-
liche Wege mög lich. Durch die Realisierung der im Koalitions-
vertrag zur 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
vereinbarten generalistischen Pfl egeausbildung entfällt pers-

pektivisch die Differenzierung zwischen Alten- und Kranken-
pfl ege.

Abhängig von den individuellen Vorkenntnissen lassen sich 
drei Wege zum Erwerb einer in Deutschland anerkannten 
Qualifi kation als Pfl egefachperson beschreiben:

1. Personen mit einer im Ausland erworbenen abgeschlos-
senen Krankenpfl egeausbildung, die nicht nach den EU-
Berufsanerkennungsrichtlinien anerkannt ist, beantragen 
eine Anerkennung ihrer Pfl egeausbildung als Gesundheits- 
und Krankenpfl egerin nach deutschem Recht. Eventuell 
fehlende sprach liche und/oder fach liche Qualifi kationen 
werden ergänzend geschult. 

2. Personen mit einer im Herkunftsland erworbenen pfl ege-
rischen Vorerfahrung nehmen an einer weiterführenden 
Qualifi zierung teil, die mit einer deutschen Anerkennung 
zur Gesundheits- und Krankenpfl egerin oder zur Alten-
pfl egerin abschließt. 

3. Eine reguläre Ausbildung erfolgt unabhängig von Vorer-
fahrungen nach den Bestimmungen des Kranken- oder 
Altenpfl egegesetzes in Deutschland oder im Ausland.

Eine Ausbildung nach dem Alten- oder Krankenpfl egegesetz 
kann teilweise oder ganz außerhalb Deutschlands durchge-
führt werden. Eine enge Kooperation mit deutschen Pfl ege-
schulen erscheint aber in jedem Fall sinnvoll.

Es ist im Interesse aller Beteiligten, dass die persön liche Ent-
scheidung zur Migration und zu einer Pfl egeausbildung in 
Deutschland durch die daran Interessierten aufgrund fundier-
ten Wissens nachhaltig getroffen wird. Das persön liche Ent-
scheidungs- und Bewerbungsverfahren kann durch folgende 
Maßnahmen unterstützt werden: 

 � Informationen über das Berufsfeld und das Tätigkeitsprofi l 
sollten für Interessierte bereits im Herkunftsland bereit-
gestellt werden, mög lichst in der Herkunftssprache.
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 � Ein Freiwilliges Soziales Jahr oder eine Tätigkeit im Rahmen 
des Bundesfreiwilligendienstes ermög licht Interessenten 
eigene Praxiserfahrungen mit dem Pfl egealltag und der 
Lebenssituation in Deutschland und kann zu einer fundier-
ten Migrationsentscheidung junger Menschen beitragen. 
Die Diakonie Neuendettelsau verfügt dazu über konkrete 
Erfahrungen.

Für die fi nanzielle Unterstützung stehen verschiedene deutsche 
und europäische Förderprogramme (siehe Abschnitt 4.6) zur 
Verfügung: Der Bundesfreiwilligendienst27 steht grundsätz-
lich auch ausländischen Bewerberinnen und Bewerbern offen. 
Bei Bewerberinnen und Bewerbern aus Nicht-EU-Staaten 
müssen die Einreiseformalitäten geklärt werden.

Vorteile einer Ausbildung internationaler Pfl egefachkräfte nach 
dem Alten- oder Krankenpfl egegesetz: 

 � Ein Aufenthalt in Deutschland unterstützt den persön lichen 
Spracherwerb, reicht aber dafür alleine nicht aus. Erfah-
rungen zeigen, dass es erforder lich ist, bereits vor Beginn 
der Ausbildung Deutschkenntnisse auf B2-Niveau erwor-
ben zu haben, weil sonst eine erfolgreiche Teilnahme am 
theoretischen Unterricht und einem praktischen Einsatz 
kaum mög lich ist. Ausreichende deutsche Sprachkennt-
nisse sind formale Zugangsvoraussetzung zur Pfl egeaus-
bildung. Die Integration in reguläre Klassen ermög licht 
eine Ausbildung auch einzelner Interessierter und ist damit 
unabhängig von Kontingenten.

 � Der Abschluss einer Pfl egeausbildung in Deutschland 
erspart das Anerkennungsverfahren für einen ausländi-
schen Abschlusses.

 � Die Auszubildenden entscheiden sich bewusst für eines 
der Arbeitsfelder (Krankenpfl ege oder Altenpfl ege).

 � Die Finanzierung der schulischen und praktischen Ausbil-
dung ist geregelt. Die Schüler erhalten eine Ausbildungs-
vergütung.

 � Ausbildungsinhalte können in Praxiseinsätzen unmittelbar 
angewendet und gefestigt werden.

 � Andere Auszubildende profi tieren von der interkulturellen 
Perspektive.

27   www.bundesfreiwilligendienst.de/

 � Das Curriculum ist standardisiert und bedarf keiner situa-
tiven Anpassung.

Nachteile einer regulären Ausbildung von Pfl egefachkräften 
nach dem Alten- oder Krankenpfl egegesetz:

 � Eine in Deutschland erworbene Altenpfl egeausbildung ist 
im Herkunftsland nicht automatisch anschlussfähig. Dies 
hat mög licherweise Auswirkungen auf die individuelle 
Motivation.

 � Es besteht keine arbeitsrecht liche Bindung an einen Träger 
nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung.

 � Nach Abschluss der Ausbildung müssen für Schülerinnen 
und Schüler aus Drittstaaten die erforder lichen aufent halts-
recht lichen Voraussetzungen erneuert werden.

 � Der individuelle Erwerb der Ausbildungsvoraussetzungen 
(Spracherwerb, Bewerbungsverfahren, Klärung der Moti-
vation) muss organisiert und fi nanziert werden. 

 � Es ist schwierig, im Herkunftsland individuell erworbene 
Vorkenntnisse curricular zu berücksichtigen.

Vereinzelt liegen Erfahrungen mit Projekten internationaler 
Auszubildender vor, die auf der Grundlage des Altenpfl ege-
gesetztes in Deutschland durchgeführt worden sind: 

 � Ein Spracherwerb in Deutschland fällt leichter; allerdings 
sind bereits im Herkunftsland erworbene Deutschkennt-
nisse unerläss lich. Eine Zweiteilung des Spracherwerbs im 
Herkunftsland und im Aufnahmeland hat sich bewährt.

 � Der schulische Teil der Pfl egeausbildung in Deutschland 
stellt hohe Anforderungen an die Sprachkompetenz und 
eignet sich nicht für einen grundlegenden Spracherwerb.

 � Eine Gesundheits- und Krankenpfl egeausbildung bezie-
hungweise eine Berufstätigkeit im Krankenhaus wird von 
den Teilnehmenden gegenüber der Altenpfl ege oft als 
attraktiver wahrgenommen, wie das Erfahrungsbeispiel 
der Diakonie Hessen zeigt.

 � Es gibt keine klare Priorisierung für eine Integration in 
gewöhn liche Klassenverbände gegenüber ethnisch homo-
genen Klassen.
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 � Während der Ausbildung ist eine soziale Begleitung, die 
die Integration unterstützt, unerläss lich.

Eine Ausbildung nach dem deutschen Altenpfl egegesetz im 
Ausland führt in der Regel nicht zu einem im Ausbildungsland 
anerkannten Berufsabschluss. Ebenso ist zu beachten, dass 
die gesetz lich vorgesehene Ausbildungsdauer von mindestens 
drei Jahren mit den Berufsförderungsvoraussetzungen und 
der gewöhn lichen Dauer von Berufsausbildungen mit dem 
Land kompatibel ist, in dem die Ausbildung durchgeführt wird.

Schon heute gibt es im europäischen Raum Kooperationen 
von Krankenpfl egeschulen, die gegenseitig grenzüberschrei-
tend praktische Einsätze ermög lichen.

3.2. Transnationale Ausbildungspartnerschaften

Deutschland mit seinem wirtschaft lichen Wohlstand erscheint 
für ausländische Arbeitskräfte attraktiv. Die Gewinnung und 
Qualifi zierung von Fachpersonal für die Pfl ege ist eine Heraus-
forderung sowohl in Deutschland als auch in den anderen 
europäischen Ländern.

Die Ausbildung von Pfl egefachkräften in den Herkunftslän-
dern zu fördern kann viele Vorteile bieten. Solche Vereinba-
rungen können das Humankapital dort stärken und etwaige 
Wanderungsverluste begrenzen. Eine Ausbildung vor Ort 
kann die volkswirtschaft lichen Verluste reduzieren, die durch 
die Abwanderung von Fachkräften entstehen, welche im Her-
kunftsland mit ausschließ lich heimischen Finanzmitteln aus-
gebildet wurden. Und die Vereinbarungen können – entwick-
lungspolitisch besonders wichtig – in den Herkunftsländern 
zum Aufbau von Ausbildungseinrichtungen beitragen, die 
internationalen Standards entsprechen. Wenn solche Part-
nerschaften gut konzipiert sind, profi tieren auch die Emp-
fängerländer: Sie hätten die Mög lichkeit, die von ihnen geför-
derte Ausbildung in den Herkunftsländern auch an den 
eigenen Bedürfnissen auszurichten. Sie würden außerdem 
Kosten sparen, weil die Ausbildung in den Herkunftsländern 
in der Regel sehr viel preisgünstiger ist als in den Industrie-
staaten. Letzt lich kämen solche Partnerschaften auch den 
international Arbeit Suchenden zugute, weil sie ihnen eine gute 
Vorbereitung auf spätere Jobs im Herkunftsland bieten würden. 

Ausbildungspartnerschaften würden erheb lich dazu beitragen, 
die zentrale Forderung des WHO-Kodex einzulösen, dass 
aus der Migration sowohl den Herkunfts- als auch den Ziel-
ländern Vorteile erwachsen sollen. Eine solche Innovation hat 

aber keine Chance auf Verwirk lichung, wenn der Kodex – wie 
bisher – fehlinterpretiert und daran festgehalten wird, die 
Abwerbung von Gesundheitsfachkräften bedingungslos zu 
unterbinden.28

Diakonische Einrichtungen haben ein Interesse daran, die 
Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern partnerschaft lich 
zu gestalten. Bei der Gewinnung und Ausbildung von Fach-
kräften für Gesundheits- und Pfl egeberufe soll es zum fairen 
Ausgleich der Interessen kommen.

Ein fairer Ausgleich der Interessen kann Folgendes beinhalten: 

 � Der Austausch von Personal zwischen Einrichtungen in 
Deutschland und im Partnerland kann für das eigene 
Personal die Eröffnung neuer Mög lichkeiten bedeuten 
(Personalentwicklung).

 � Unterstützung des Aufbaus von Strukturen der ambulanten 
und stationären Pfl ege und Betreuung im Partnerland, 
etwa durch Pfl egestützpunkte oder Pfl egekurse für pfl e-
gende Angehörige – also das Herkunftsland darauf vor-
bereiten, dass Pfl ege in absehbarer Zeit ein größeres gesell-
schaft liches Thema sein wird.

 � Schaffung von Modellen des Knowhow-Transfers mit Fort-
bildungsangeboten im Partnerland durch deutsche Fach-
kräfte und in Deutschland arbeitende internationale Fach-
kräfte.

 � Entwicklung von Modellen, die die Optionen der Pendel-
migration, der selbstbestimmten Rückkehr, der Perspektive 
des Daueraufenthalts in Deutschland sowie die Mög lichkeit 
des Nachzugs von Familienangehörigen einschließen. 
Damit könnte die Bereitschaft zur Migration erhöht werden. 

Ziel einer diakonischen internationalen Ausbildungspartner-
schaft ist die Gewinnung von Menschen für eine Pfl egeaus-
bildung, die zu einer Anerkennung als Pfl egefachperson nach 
deutschem Recht führt. Darin eingeschlossen sind Anwer-
bung, theoretischer Unterricht und die erforder lichen Praxis-
einsätze, die sprach liche Qualifi zierung vor und während der 
Ausbildung sowie sprach liche Weiterbildung und Anstellung 
in Deutschland.

Die Anerkennung des Abschlusses in beiden Ländern ist auch 
für die Mög lichkeit der Rückkehr noch nach Jahren wichtig. 
Sie sollte sowohl den mög licherweise mehr medizinisch und 

28   Vgl. Steffen Angenendt / Michael Clemens / Meiko Merda, 2014 
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theoretisch orientierten Curricula als auch den stärker praxis-
orientierten Anforderungen des deutschen dualen Systems 
entsprechen. Einrichtungen der Diakonie in Deutschland soll-
ten Plätze für die theoretische und praktische Ausbildung 
bereitstellen.

Es bedarf einer aufeinander abgestimmten vertrag lichen Aus-
gestaltung zwischen den Auszubildenden, der einheimischen 
und der deutschen Einrichtung. 

3.3. Diversity Management und interkulturelle 
Öffnung 

 — Wie muss sich meine Einrichtung aufstellen, damit sich 
die neuen Kolleginnen und Kollegen wohlfühlen, gut ein-
gegliedert werden und bleiben?

Unter interkultureller Öffnung wird eine Strategie der Organi-
sationsentwicklung verstanden, die auf die kulturelle Vielfalt 
der Mitarbeitenden und der Bewohnerinnen und Bewohner 
angemessen reagiert. Die interkulturelle Öffnung erstreckt 
sich auf Organisations- und Personalentwicklung sowie Maß-
nahmen zur Dienstleistungsentwicklung. Interkulturelle Öff-
nung beschreibt Organisationsentwicklung zu einer kulturellen 
Vielfalt und Diversity schätzenden Haltung eines Unterneh-
mens nach außen und nach innen.

Interkulturelle Öffnung bedeutet in Bezug auf das Personal-
management:

 � Die Personalentwicklung hat einen ressourcenorientierten 
Blick auf Vielfalt. Die Personalpolitik richtet sich entspre-
chend aus. 

 � Unterschiede werden respektvoll thematisiert und als neue 
Normalität betrachtet und Diskriminierungsschutz gewähr-
leistet.

 � Zugangsbarrieren für internationales Personal sind abgebaut 
und die gesamte Belegschaft ist auf das neue Personal 
vorbereitet.

 � Die Öffent lichkeitsarbeit macht die Mitarbeit vielfältigen 
und internationalen Personals sichtbar. 

 � Die gesamte Organisation hinterfragt im Verlauf ihre Gewohn-
heiten und Strukturen und plant dafür Ressourcen ein. 

 � Gegebenenfalls werden Antidiskriminierungstrainings 
durchgeführt.

Es ist wichtig, interkulturelle Öffnung nicht als Beschäftigung 
mit „den Fremden“ zu verstehen. Ein solches Vorzeichen 
macht die Beschäftigten und Patienten und Kunden erst zu 
„Fremden“ und konstruiert Stereotype. Das Postulat vermeint-
licher nationaler Kulturen („Die Polen“ oder auch „Wir Deut-
schen“) behindert eine gute und unvoreingenommene Zusam-
menarbeit. Wenn eine Einrichtung sich jedoch aktiv mit den 
Anforderungen an die eigene Kultur auseinandersetzt und 
Diversität zu leben generell ein wichtiger Bestandteil der 
Unternehmenskultur geworden ist, dann kann die Integration 
von internationalen Pfl egenden gelingen.

Checkliste zur interkulturellen Öffnung 

Die Handreichung der Diakonie zur interkulturellen Öffnung 
enthält eine Checkliste, die Einrichtungen zur Selbstprüfung 
verwenden können:

Interkulturelle Öffnung in den Arbeitsfeldern der Diakonie, 
Diakonie Texte 13.2008, Berlin Oktober 2008, Seite 9f, 
http://www.diakonie-fi d.de/Download/2008-13_Texte_
Interkulturelle_Oeffnung.pdf

Im Kontext der wachsenden Zahl älterer in Deutschland leben-
der Menschen ausländischer Herkunft sind gute Kenntnisse 
anderer Sprachen und Kulturen sehr erwünscht. Einrichtun-
gen sollten solche Kenntnisse ihrer Mitarbeitenden systema-
tisch erfassen, wertschätzen und für die Pfl ege bedürftigen 
nutzbar machen.

Die Öffnung der Einrichtungen für die Mitarbeit internationa-
ler Fachkräfte sollte die Fortsetzung geschlecht licher Rollen-
zuweisungen vermeiden, wenn der Pfl egeberuf nicht als 
Frauenberuf vermittelt werden soll.

Fragen, die sich bereits vor der 
 Entscheidung zur internationalen 
Anwerbung stellen:

Internationale Pfl egepersonen zu gewinnen ist eine gute, 
aber begrenzte Mög lichkeit von vielen, auf den Mangel an 
Mitarbeitenden in der Pfl ege zu reagieren. Einrichtungen 
verfügen über noch sehr viel mehr Mög lichkeiten der Per-
sonalgewinnung und Personalbindung29, die schon jetzt 

29   Perspektiven zur Mitarbeitendengewinnung in der Diakonie, 
 Diakonie Texte 05.2010
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genutzt werden. Im Folgenden seien einige Punkte auf-
geführt. 

 � Sind alle Mög lichkeiten ausgeschöpft, durch inländi-
sche Ausbildung Fachkräfte zu gewinnen? Finden Sie 
genug Bewerber und Bewerberinnen für eine praktische 
Ausbildung oder können die vorhandenen Ausbildungs-
angebote noch intensiver beworben werden? Vielfach 
gibt es Landesinitiativen zur Förderung von Ausbildung 
in der Pfl ege. Auch Praktika und FSJ-Stellen einzu-
richten kann dabei helfen, junge Menschen zu interes-
sieren. 

 � Wie gut gelingt es, die Mitarbeitenden in der Einrich-
tung zu halten? Zahlen zur Mitarbeiterfl uktuation oder 
zum Krankenstand und die regelmäßig durchgeführten 
Zufriedenheitsbefragungen von Beschäftigten geben 
häufi g Hinweise auf Potenziale zur Verbesserung der 
Zufriedenheit am Arbeitsplatz. Wie hoch ist das Durch-
schnittsalter Ihrer Belegschaft – besteht mög licher-
weise Bedarf an speziellen Angeboten (Gesundheits-
management) für ältere Beschäftigte? Gibt es Ver-
  besserungspotenzial bei der Berücksichtigung familien-
bedingter Wünsche hinsicht lich der Arbeitszeitgestal-
tung? 

 � Gewinnung neuer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter: Gibt 
es eventuell noch ungenutzte Mög lichkeiten bei der 
Bewerbung offener Stellen? Wie machen Sie Ihre Ein-
richtung bei potenziellen Bewerberinnen und Bewerbern 
bekannt? Sind Sie auf Online-Bewerbungen eingestellt? 
Sind Sie auf Job-Börsen im Internet präsent? Werden 
dem Arbeitsamt offene Stellen gemeldet? Was können 
Beschäftigte tun, um Ihre Bemühungen zu unterstützen 
(beispielsweise Werbung für Sie als Arbeitgeber machen, 
in eigenen Social-Media-Profi len offene Stellen bewer-
ben und so weiter)? Es kann hilfreich sein, wenn 
zufriedene Beschäftigte die Möglichkeit der berufl ichen 
Mitarbeit in ihren Bekanntenkreis tragen. 

 � Potenziale der Einwand erungsgesellschaft könnten 
besser genutzt werden: Wie viele Mitarbeitende mit 
Migrationshintergrund arbeiten schon in Ihrer Organisa-
tion? Welche Sprachen werden von ihren Mitarbeiten-
den gesprochen? Welche Ansatzpunkte zur Gewinnung 
gibt es zum Beispiel hinsicht lich junger Menschen aus 
Migrantencommunities, über den Familiennachzug 
oder über bereits in der Pfl ege Tätige ohne berufl  iche 
Anerkennung?

3.4. Berufl  iche Mitarbeit und kirch liches Profi l 

 — Kann ich Mitarbeitende einstellen, die keine ACK-Zugehö-
rigkeit haben? Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen?

Krankenhäuser und Altenpfl egeeinrichtungen verfügen über 
vielfältige und positive Erfahrungen mit der Praxis, auch 
Fachpersonen zu beschäftigen, die nicht einer evangelischen 
Kirche angehören. In der Krankenhilfe beträgt der Anteil 
evangelischer Beschäftigter 42,7 Prozent, in der Altenhilfe 
48,4 Prozent.30

Generell ist für die berufl  iche Mitarbeit in diakonischen Ein-
richtungen die konfessionelle Kirchenzugehörigkeit erforder-
lich.31 Es kann aus Sicht einer Einrichtung allerdings auch 
erforder lich sein, unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 
der „Loyalitätsrichtlinie“ nicht-evangelisches Fachpersonal 
einzustellen, um den kirch lichen Auftrag durchzuführen und 
um alle Nutzenden, auch solche anderen Glaubens, im jewei-
ligen Umfeld gut zu erreichen. Entscheidend für die beruf-
liche Mitarbeit ist, für die christ liche Prägung der Einrichtung 
einzutreten. Nichtchrist liche Mitarbeitende haben den kirch-
lichen Auftrag zu beachten und die ihnen übertragenen Auf-
gaben im Sinne der Kirche zu erfüllen.

Beispiele zur Verbindung von  Will-
kommenskultur und christ lichem Profi l
Im Johanneswerk in Bielefeld arbeiten Menschen unter-
schied licher Konfessionen. Hier setzt sich eine eigene 
Arbeitsgruppe mit dem Thema der interkulturellen Öffnung 
der Organisation auseinander. Dazu gehören die Mehr-
sprachigkeit von Informationen, die Entwicklung einer 
interkulturellen Willkommenskultur, interkulturelle Schulun-
gen und Fortbildungen. Interkulturelle Öffnung wird als ein 
komplexer Prozess betrachtet, bei dem die Betroffenen 
einbezogen werden, gewonnene Erkenntnisse umgesetzt 
und Mitarbeitende in Folge interkulturell sensibilisiert wer-
den. Verpfl  ichtend für alle Mitarbeitenden sind theolo-
gisch-diakonische Grundkenntnisse und Weiterbildungen, 
um auskunftsfähig zur diakonischen Identität zu sein. 
Erwartet wird, dass sie dieser Identität loyal gegenüber-
stehen. 

Im Diakoniewerk Simeon in Berlin gehören in manchen 
Arbeitsbereichen ledig lich bis zu 50 Prozent der Beschäftig-

30   Mitarbeitendenstatistik zum 1. September 2008, Diakonie Texte 
06.2011, Seite 23

31   EKD Kirchenamt, sogenannte Loyalitätsrichtlinie, Abs. 1
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ten einer christ lichen Kirche an, sofern sie nicht eine lei-
tende Funktion innehaben. Dieser Anteil ist jedoch höher als 
in der Berliner und Brandenburger Bevölkerung. Das Diako-
niewerk Simeon bietet allen neuen Mitarbeitenden, die nicht 
einer evangelischen Kirche oder einer anderen ACK-Kirche 
angehören, die Teilnahme an einem zweitägigen Seminar 
an, das eine Einführung in religiöses Verständnis, Verbin-
dendes der abrahamitischen Religionen, christ liches Men-
schenbild und Nächstenliebe, Rituale im Kirchenjahr und 
Strukturen von Kirche und Diakonie vermittelt. Dieses Ange-
bot wird von den meisten Beschäftigten sehr interessiert 
und positiv aufgenommen. Das Leitbild wurde kürz lich über-
arbeitet, es gibt kontinuier lich offene Diskussionsgruppen 
dazu. Auch dadurch wird eine Auseinandersetzung vieler 
Mitarbeitender mit dem diakonischen Profi l erzielt.

Wie sieht die Praxis der Bruderhaus Diakonie in Reutlingen 
aus? Das Arbeitsrecht der Diakonie beschreibt die Grund-
lagen der Arbeit. In den Arbeitsvertragsrichtlinien heißt es: 
„Der diakonische Dienst geschieht im Auftrag Jesu Christi. 
Wer sich aus anderen Beweggründen zu diesem Dienst 
bereit fi ndet, ist Mitarbeiterin und Mitarbeiter mit gleichen 
Rechten und Pf lichten; sie beziehungsweise er muss 
jedoch die evangelische Grundlage der diakonischen 
Arbeit anerkennen.“ Im Fachdienst Jugend, Bildung, 
Migration zum Beispiel, einer Dienststelle im Geschäftsfeld 
Jugendhilfe, waren 2013 15 von 45 Mitarbeitenden nicht 
Mitglied in einer der ACK-Kirchen. „Wir wollen uns gerade 
als diakonischer Träger an der wichtigen gesellschaft-
lichen Integrationsarbeit beteiligen.“32 

Auch im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen 
und in der Lippischen Landeskirche gilt unmittelbar die 
sogenannte „Loyalitätsrichtlinie“. Nach § 3 setzt die beruf-
liche Mitarbeit grundsätz lich die Zugehörigkeit zu einer 
Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder 
einer Kirche voraus, mit der die Evangelische Kirche in 
Deutschland in Kirchengemeinschaft verbunden ist. In der 
konkreten Personalpolitik führt dies jedoch für die Träger 
zu einem Konfl ikt, der Loyalitätsrichtlinie zu folgen und 
gleichzeitig dem Anspruch der interkulturellen Öffnung für 
Menschen anderer Religionszugehörigkeit, insbesondere 
für muslimische oder auch religionslose Beschäftigte, 
gerecht zu werden.33

32   Pfr. Lothar Bauer, Respekt, Respekt - kirch liche Selbstbestimmung 
und das Kopftuch, in: BruderhausDiakonie Sozial 4_14, Reutlingen 2014, 
http://www.bruderhausdiakonie.de/aktuelles/unternehmenszeitschrift-
sozial/sozial-2014/

33   Vgl. Diakonie Rheinland Westfalen Lippe, Umgang mit Vielfalt nter-
kulturelle Öffnung, Seite 19

Migrationshintergrund kann nicht mit Konfessionsdifferenz 
gleichgesetzt werden. Unter den Eingewanderten ist im bun-
desweiten Durchschnitt zwar der Anteil der Evangelischen 
niedriger, nicht aber jener der Menschen mit einer christ-
lichen Zugehörigkeit. In den öst lichen Bundesländern ist der 
Anteil der christ lichen Eingewanderten sogar größer als der 
Anteil an Christen in der ansässigen Bevölkerung. Es ist das 
Interesse von Trägern und Einrichtungen, eine Willkommens-
haltung gegenüber allen potenziell an einer berufl  ichen Mitar-
beit Interessierten zum Ausdruck zu bringen.

4. Ausgestaltung von Konzepten zur 
Gewinnung internationaler Fachkräfte

 — Welcher unterstützenden Dienstleistungen, berufl  ichen 
Voraussetzungen für die Mitarbeitenden und betrieb lichen 
Instrumente bedarf es, damit Einrichtungen und Fachkräfte 
zueinander passen und zueinander kommen können? 

Erfahrungsberichte der Einrichtungen der Diakonie zur inter-
nationalen Anwerbung34 zeigen:

 � Wegen der damit verbundenen zusätz lichen Kosten und 
des hohen administrativen Aufwands sind bislang nur grö-
ßere diakonische Träger aktiv. Es zeichnet sich ab, dass 
die Suche nach Gesundheitsfachkräften aus Drittstaaten 
und ihre ergänzende Qualifi kation sowie der Spracherwerb 
nur mit öffent licher Finanzierungshilfe durchführbar sein 
werden.

 � Es bedarf eines enormen zeit lichen Einsatzes aller Beteilig-
ten, damit die internationalen Pfl egenden so gut Deutsch 
lernen, dass sie als vollwertige Fachpersonen arbeiten 
können. Das bestätigt auch ein Rückblick auf die Anwer-
bung koreanischer Krankenschwestern. Weil unter ande-
rem ungenügend Wert darauf gelegt wurde, ihnen die 
deutsche Sprache zu vermitteln, war ihre berufl  iche Integ-
ration nachhaltig erschwert.35

 � Für internationale Pfl egende kommt eine berufl  iche Mit-
arbeit in der Regel nur im Rahmen einer Vollzeitanstellung 
in Frage. 

34   Vgl. Erfahrungsberichte zu diesem Projekt unter www.diakonie.de/
Arbeitsmigration-Pfl ege/

35   Pauline Fischer, Erfahrungen mit Arbeitsmigration von  koreanischen, 
philippinischen und indischen Krankenschwestern in den 60er und 70er 
Jahren, Berlin 2014, http://www.diakonie.de/erfahrungen-mit-arbeitsmi-
gration-in-den-60er-70er-jahren-15396.html oder www.diakonie.de/
Arbeitsmigration-Pfl ege/
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4.1. Vermittlung internationaler Pfl egepersonen 
durch Agenturen 

Der globalisierte, internationale Arbeitsmarkt, die Anwerbung 
und Anstellung von Arbeitskräften über Staatsgrenzen hinweg 
ist ohne die Kompetenz professioneller Vermittlungsagentu-
ren und Informationsplattformen kaum mehr vorstellbar. Ein 
wichtiges zuständiges Organ ist in der Bundesrepublik die 
Zentrale Auslands- und Fachvermittlung der Arbeitsagentur 
(ZAV). Für die Vermittlung von Fachpersonen aus Drittstaaten 
gemäß der Beschäftigungsverordnung hat sie sogar die 
Alleinzuständigkeit.

Öffent liches Angebot der ZAV

Nutzen Sie öffent liche Angebote wie die Zentrale Auslands- 
und Fachvermittlung (ZAV): www.zav.de. International 
Arbeit Suchende können sich unter http://www.thejobof-
mylife.de/de/ direkt registrieren lassen, um von Arbeitge-
bern gefunden werden zu können. Das Portal stellt sich 
auf Deutsch und Englisch dar, erlaubt aber eine Registrie-
rung in acht Sprachen. Siehe auch Abschnitt 3.6.

Bundesgefördertes Modellprojekt 
„Triple Win“ 

Unter dem Schlagwort „Triple Win“ fördern die ZAV und 
die Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (giz) 
eine „nachhaltig ausgerichtete Gewinnung von Pfl egekräf-
ten“ aus vier Ländern im Rahmen eines Modellprojekts. In 
den Partnerländern Serbien, Bosnien-Herzegowina, Philip-
pinen und Tunesien fi nden nur wenige Fachkräfte eine 
Arbeit. Seit 2013 werden deshalb qualifi zierte Pfl egerinnen 
und Pfl eger aus diesen Ländern für eine Arbeitstätigkeit in 
Deutschland gewonnen. Ziel war es, bis Ende 2014 insge-
samt 2.000 Pfl egekräfte zu vermitteln. Der Kostenbeitrag 
pro vermittelter Person beläuft sich für die Einrichtung auf 
etwa 3.700,– Euro. 

Bis September 2014 waren 130 Fachpersonen eingereist. 
Mehrere hundert weitere befi nden sich in der Vorberei-
tungsphase. Ein Erfahrungsbericht kann beim Diözesan-
Caritasverband München und Freising eingeholt werden.36

Das Leistungsangebot der Projektstelle wird unter http://
www.cimonline.de/de/profi l/2382.asp dargestellt. Kontakt-
person: Björn Gruber, bjoern.gruber@giz.de

36    Neue Caritas 15/2014

Beispiel einer nichtstaat lichen 
Vermittlung

Auch die DEKRA bietet die Vermittlung von Fachkräften 
aus verschiedenen Staaten an. Weitere Informationen sind 
unter http://www.dekra-qualifi cation.de abrufbar. Erfahrun-
gen hierzu liegen uns nicht vor.

Als eines der wesent lichen Hindernisse für international Arbeit 
Suchende stellen sich die hohen Kosten dar, die von privaten 
Arbeitsvermittlungen erhoben werden. Besonders befristete 
Arbeitsverhältnisse gehen für sie oft mit hohen fi nanziellen 
Belastungen einher und können hohe Verschuldung ganzer 
Familien zur Folge haben. 

Professionelle Vermittler haben eine hohe Verantwortung für 
die mensch lichen Schicksale, die mit Migration verbunden 
sind. Nicht alle Anbieter tragen dieser Verantwortung ausrei-
chend Rechnung. Für Arbeitgeber in der Sozialbranche und 
ebenso auch für Migrationswillige ist es kaum mög lich, die 
Seriosität von Vermittlungsangeboten zu prüfen und eine 
entsprechende Auswahl zu treffen. Deutschland und andere 
Staaten sollten verbind liche Normen für den gesamten Ver-
mittlungsprozess festlegen und Lizenzen oder Qualitätssie-
gel vergeben, die seriöse Unternehmen kennt lich machen. 
Ob die Migration von Menschen ein für profi torientierte 
Unternehmen geeignetes Geschäftsfeld ist, sollte kritisch 
diskutiert werden. 

Die noch junge „Fair Recruitment Initiative“ der Internatio nalen 
Arbeitsorganisation zielt darauf ab, Staaten und Unternehmen 
gangbare Regulierungen und Anreize im Vermittlungsprozess 
aufzuzeigen, mit denen Menschenhandel vermieden, sichere 
Migrationswege ermög licht und die Kosten von Arbeitsmigra-
tion weitgehend reduziert werden können. 

Internationale Online-Plattform 

Die Online-Plattform RecruitmentReform.org sammelt Infor-
mationen über Kampagnen, politische Konzepte, Gesetzes-
vorhaben, Initiativen, Fallstudien und internationale Konven-
tionen, die sich mit dem nötigen kritischen Blick Fragen 
internationaler Arbeitsvermittlung beleuchten. Sie bieten Ein-
blicke in die Lebensrealität vieler Migrantinnen und Migran-
ten und zeigen auf, wie die Arbeit von Vermittlungsagenturen 
besser reguliert werden könnte.



18 Diakonie Texte 11.2014 Handreichung

Sozialunternehmen, die Vermittlungsagenturen in Anspruch 
nehmen, sollten Wert darauf legen, dass Vermittlungs- und 
Anwerbeprozesse sowie die Vermittlungsgebühren der Dienst-
leister fair, transparent und nachvollziehbar sind. Potenzielle 
Arbeitgeber haben von Anfang an eine Mitverantwortung, 
dass die Migrationswilligen alle relevanten Informationen zur 
Migrationsentscheidung sowie zur Vorbereitung und Planung 
erhalten. International Arbeit Suchende müssen ihre Rechte 
kennen und sich an seriöse Vermittler wenden können. 

 — Woran ist eine gute Vermittlungsagentur zu erkennen? 

Für diakonische Träger und Einrichtungen ist es grundsätzlich 
sinnvoll, im Rahmen von Kooperationen eigene Strukturen 
aufzubauen. Eine Vermittlung durch kommerzielle Agenturen 
ist nur ratsam, wenn ein begründetes Vertrauensverhältnis 
zur Agentur besteht. Vermittlungsagenturen, die Fairness für 
alle Beteiligten gewährleisten, können nach folgenden Krite-
rien gesucht werden: 

 � Informationen und Transparenz: Die sich Bewerbenden 
werden schon im Herkunftsland ausführ lich über das Ver-
mittlungsverfahren, die Anforderungen an die berufl  iche 
und sprach liche Qualifi kation, über die sie erwartende 
berufl  iche Tätigkeit und über von ihnen verlangte Leistun-
gen informiert. Alle relevanten Informationen über die Ver-
mittlung sollten sowohl in Deutsch wie auch in der Mutter-
sprache der Stellungsuchenden vorliegen.

 � Gebühren, fi nanzielle Verpfl  ichtungen: Die Vermittlungsor-
ganisation legt alle fi nanziellen Forderungen an die sich 
Bewerbenden und an die zukünftigen Arbeitgeber offen. 

 � Die Vermittlungsagentur fordert von den Stellungsuchen-
den keine Gebühren oder Zahlungen für den Zugang zum 
Vermittlungsverfahren. Sie darf den Zugang ausschließ lich 
von fach lichen Qualifi kationen abhängig machen.

 � Die Kosten der Vermittlung werden in der Regel vom 
zukünftigen Arbeitgeber gezahlt.

 � Die Stellungsuchenden werden nicht verpfl  ichtet, den 
durch die Vermittlungsleistungen entstandenen Aufwand 
durch ihre Arbeitstätigkeit abzuleisten. 

 � Stellungsuchende sind während des laufenden Anwerbe-
verfahrens und der Einarbeitungszeit frei, die Anwerbung 
und Arbeitsaufnahme abzubrechen, ohne für die bis dahin 
entstandenen Vermittlungskosten aufkommen zu müssen. 

Für die Rückerstattung von Kosten für Flüge oder Deutsch-
kurse sollten gegebenenfalls schrift liche Regelungen 
getroffen werden. 

 � Respekt, Würde und Recht: In Sprache und Inhalt der 
vertrag lichen und organisatorischen Gestaltung des 
Anwerbeverfahrens werden Rechte und Würde der sich 
Bewerbenden respektiert, so dass sie eigenständige 
Akteure mit allen Rechten bleiben. Sie bleiben während 
des ganzen Verfahrens und während der Einreise im Besitz 
ihrer Originaldokumente. 

 � Seriosität: Vermittlungsagenturen sollten seriös sein. 
Liegen Empfehlungen und Erfahrungen von anderen Ein-
richtungen vor? Ist es mög lich, mit bereits vermittelten 
Personen Kontakt aufzunehmen und mit ihnen über ihre 
Erfahrungen zu sprechen? Es sollte geprüft werden, dass 
die Vermittlungsagentur keine Briefkastenfi rma ist. 

 � Es empfi ehlt sich im Vorwege zu klären, ob und welche 
Garantien eine Vermittlungsagentur gibt, wenn Ersatz 
gestellt werden muss, beispielsweise wenn die Zusam-
menarbeit nicht funktioniert oder die angeworbene Person 
sich anderweitig orientiert.

Aus der Praxis: Faire Vermittlung 
durch den VIJ in Stuttgart 

Im Bereich der Diakonie hat der Verein für Internationale 
Jugendarbeit (VIJ) in Stuttgart 2013 das Projekt „Fair Con-
nect“ zur Gewinnung internationaler Fachkräfte in den 
Bereichen Pfl ege und Erziehung gestartet. Damit will der 
VIJ arbeitslos gewordenen Fachkräften aus europäischen 
Krisenländern unter Mobilisierung der dafür bereits stehen-
den öffent lichen Mittel zu einer neuen Existenzgrundlage 
verhelfen. Insbesondere Fachkräfte aus Griechenland, 
Rumänien und Portugal werden im Bewerbungsprozess bei 
diakonischen Arbeitgebern und nach der Einstellung noch 
bis zu einem Jahr begleitet. http://www.vij-fairconnect.de/

4.2. Deutschkenntnisse 

Pfl ege ist eine menschennahe Dienstleistung, die eine fach-
liche und einfühlsame Kommunikation erfordert. Gute Deutsch-
kenntnisse sind eine unverzichtbare Voraussetzung, um in 
der Pfl ege tätig sein zu können. Dies gilt auch in der Lang-
zeitpfl ege sowie für die Pfl egedokumentation.
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Um den berufsspezifi schen Anforderungen zu genügen, sind 
Deutschkenntnisse erforder lich, die mindestens dem Niveau 
B237– besser noch C1 - des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen entsprechen.38 Sprachler-
nende des B2-Niveaus können „sich so spontan und fl ießend 
verständigen, dass ein normales Gespräch mit Muttersprach-
lern ohne größere Anstrengung auf beiden Seiten gut mög-
lich ist.“ Sprachlernende des Niveaus C1 können „auch impli-
zite Bedeutungen erfassen, … sich spontan und fl ießend 
ausdrücken, ohne öfter deut lich erkennbar nach Worten 
suchen zu müssen … die Sprache im gesellschaft lichen und 
berufl  ichen Leben oder in Ausbildung und Studium wirksam 
und fl exibel gebrauchen.“38

Solche Sprachfertigkeiten zu erlernen ist im Ausland ohne 
Sprachpraxis im Alltag schwierig. Ein gewisses Sprachniveau – 
mög lichst B1 – sollte schon im Herkunftsland erreicht werden. 
Erfahrungen zeigen allerdings, dass selbst ein B1-Sprach-
niveau nicht ausreicht, um einem theoretischen Unterricht 
folgen zu können und die Anforderungen einer ambulanten 
oder stationären Pfl ege erfüllen zu können. Hierfür sollte die 
Bundesregierung mit den Herkunftsländern, etwa im Rah-
men von Mobilitätspartnerschaften, Wege der Finanzierung 
vereinbaren. 

Nach der Einreise muss von den Einrichtungen und den Fach-
kräften über einen längeren Zeitraum genügend Zeit vorgese-
hen werden, die bereits vorhandenen Deutschkenntnisse zu 
ergänzen und die erforder lichen Freistellungen zu gewähren. 
Entsprechende Angebote müssen geschaffen und fi nanziert 
werden. Es fehlen Sprachkurse oder Lehrgänge, in denen 
jenseits des reinen Spracherwerbs (Wortschatz, Grammatik, 
Fachsprache) auch die berufsspezifi sche Anwendung der 
deutschen Sprache trainiert werden kann. Es hat sich als 
hilfreich erwiesen, Angebote zum Spracherwerb mit praxis-

37   In einigen Bundesländern reicht ein B1 Sprachniveau für die 
Berufsanerkennung und die Aufnahme der Pfl egeausbildung aus. 

38    „Ärzte und Zahnärzte müssen auf der nachgewiesenen Grundlage 
eines GER-B2 über Fachsprachenkenntnisse im berufsspezifi schen 
Kontext orientiert am Sprachniveau C1 verfügen.“ 87. Gesundheitsmini-
sterkonferenz am 26./27. Juni 2014 In Hamburg, https://www.gmkonline.
de/documents/TOP73BerichtP_Oeffentl_Bereich.pdf

bezogenen Informationen zum deutschen Pfl egesystem (zum 
Beispiel Pfl egeversicherungsrecht) zu verbinden.

ESF-Sprachkurse

Die ESF-geförderten Sprachkurse sind über das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge zu beantragen. 
http://www.bamf.de/DE/Infothek/ESFProgramm/esf-
bamf-programm-node.html „Nutzen Sie das Angebot des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge, geförderte 
berufsbezogene Deutschkurse für Ihren Betrieb anzubie-
ten. Sie müssen hierzu ledig lich Ihre (künftigen) Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter während des Unterrichts von der 
Arbeitszeit freistellen. Ansonsten entstehen Ihnen keinerlei 
Kosten: Lehrkräfte, Räum lichkeiten und Lehrmaterial wer-
den über das ESF-BAMF-Programm fi nanziert.“, so die 
Empfehlung des Bundesamts. http://www.bamf.de/DE/
Infothek/ESFProgramm/FuerBetriebe/fuerbetriebe-node.
html, zuletzt abgerufen am 2. Mai 2014.

4.3. Gewinnung von Fachpersonen mit 
Migrations hintergrund aus dem Inland

Angesichts des generell steigenden hohen Bedarfs an quali-
fi zierten Personen und internationalen Fachkräften müssen 
alle Anstrengungen unternommen werden, um Menschen, 
die aus anders gelagerten Gründen nach Deutschland einge-
reist sind (wie zum Beispiel anerkannte Flüchtlinge, Asylsu-
chende und Geduldete) für eine pfl egerische Ausbildung zu 
motivieren und ihnen eine qualifi zierte Beschäftigung zu 
ermög lichen. Dementsprechend ist es notwendig, Regelun-
gen, die den Zugang in qualifi zierte Ausbildungen und zum 
Arbeitsmarkt beschränken, aufzuheben. Hierzu gehört insbe-

39   Der Gemeinsame Europäische Referenzrahmen für Sprachen des 
Europarats legt eine für Sprachenlernende und -lehrende umfangreiche 
Empfehlung vor, die den Spracherwerb, die Sprachanwendung und die 
Sprachkompetenz von Lernenden transparent und vergleichbar macht. 
Diese Empfehlung wird für alle Teilqualifi kationen (Leseverstehen, Hörver-
stehen, Schreiben und Sprechen) vorgenommen und ist in Form von sechs 
Kompetenzniveaus (von A1 bis C2) formuliert. Er stellt eine Basis für die 
Entwicklung von Lehrplänen, curricularen Richtlinien, Lehrwerken und Qua-
lifi kationsnachweisen in der europäischen Spracharbeit dar und ermög licht 
deren intersprach liche Vergleichbarkeit. Der Referenzrahmen verfolgt u.a. 
das sprachpolitische Ziel einer Förderung von Mehrsprachigkeit und indi-
vidueller Vielsprachigkeit, wodurch er auch einen Beitrag zur Verstärkung 
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der modernen Spra-
chen leistet. Wikipedia, abgerufen 21. August 2014, http://de.wikipedia.org/
wiki/Gemeinsamer_Europ%C3%A4ischer_Referenzrahmen
www.europaeischer-referenzrahmen.de/
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sondere die sogenannte Vorrangprüfung40. Im Rahmen der 
Beratung von Asylsuchenden und anderen Zuwanderungs-
gruppen bedarf es der frühzeitigen und gezielten Unterstüt-
zung, um aufbauend auf vorhandenen Kompetenzen und 
Ressourcen weitere Qualifi kationen zu erwerben, um qualifi -
zierte Tätigkeiten ausüben zu können.

Anstellung von Flüchtlingen 

Praktische Informationen zur Anstellung von Flüchtlingen, 
Asylsuchenden oder Geduldeten fi nden sich beim IQ-
Netzwerk Niedersachsen unter http://www.iq-niedersach-
sen.de/iq/fachkraeftesicherung/fl uechtlinge/fl uechtlinge.

In Deutschland lebende Menschen mit Migrationshintergrund 
und ihre Potenziale sind lange Zeit nicht im Bewusstsein der 
verschiedenen Arbeitsmarktakteure gewesen. Vor dem Hin-
tergrund eines zunehmenden Fachkräftemangels verändert 
sich das jedoch.

Es fehlt an jungen Frauen wie Männern mit Migrationshinter-
grund, die sich in Pfl egeberufen ausbilden lassen wollen. Das 
auffällig geringe Interesse von jungen Männern liegt Studien 
zufolge häufi g an mangelnden Kenntnissen hinsicht lich der 
Berufsbilder in der Pfl ege.

Dabei wird gerade von älter werdenden Eingewanderten eine 
Pfl ege erwartet, die ihre aus der biografi schen Prägung 
erwachsenden Bedürfnisse berücksichtigt. Viele wünschen 
eine muttersprach liche, oft auch geschlechtsspezifi sche 
Pfl ege. Auszubildende aus dem Inland mit Migrationshinter-
grund haben dabei den Vorteil, dass sie Deutsch als Mutter-
sprache sprechen beziehungsweise dass bei Personen mit 
längerer Aufenthaltsdauer die Deutschkenntnisse weit fort-
geschritten sind. 

Die Erfahrung zeigt, dass die Teilnahme an interkulturellen 
Berufsbörsen, an Elternabenden von Migrantenorganisatio-
nen und das Zugehen auf Schulen oder Berufskollegs Erfolg 
haben können. Praktika vermitteln jungen Menschen mit Mig-
rationshintergrund einen ersten Einblick in das Berufsfeld. 

40   Das Erfordernis der Vorrangprüfung bedeutet, dass die Agentur für 
Arbeit ihre Zustimmung zur Aufnahme einer Beschäftigung von zuwan-
dernden Ausländern nur dann erteilen kann, wenn auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt keine Arbeitskräfte für die zu besetzende Stelle gefunden 
werden können. Siehe auch Abschnitt 5.1.

Diakonie-Portal Soziale Berufe 

Die Webseite der Diakonie Deutschland http://www.sozi-
ale-berufe.com wendet sich an junge Frauen und Männer, 
die sich über die Mög lichkeiten einer berufl  ichen Ausbil-
dung oder Tätigkeit im sozialen und Pfl egebereich infor-
mieren wollen, ob als Quereinsteiger oder Berufsanfänger. 
Auch ein Stellenmarkt ist auf der Seite geschaltet.

Zunehmend im Blick sind die Frauen und Männer, die zum 
Teil schon seit vielen Jahren in Deutschland leben und die 
bereits eine medizinisch-pfl egerische Vorbildung oder Aus-
bildung mitbringen. Die Anerkennung dieser im Ausland 
erworbenen Qualifi kationen unterbleibt oftmals aus den 
unterschied lichsten Gründen. Der Anerkennungsprozess der 
Berufsqualifi kation scheint zu aufwändig, die fachspezifi -
schen Deutschkenntnisse sind nicht vorhanden. Näheres 
dazu in Abschnitt 6.2.

In Baden-Württemberg entsteht ein Welcome-Center, das 
Menschen mit Migrationshintergrund im Bereich der Sozial- 
und Gesundheitswirtschaft berät. 

Deutsch-niederländisches Programm 
zur Gewinnung junger Eingewanderter 
für die Pfl ege

Ähn lich wie in Deutschland ist auch in den Niederlanden 
das Interesse junger Menschen mit Migrationshintergrund 
an Pfl egeberufen deut lich geringer. Das Projekt JUMP 
(Junge Migranten in die Pfl ege) hatte es sich 2012 zur Auf-
gabe gemacht, grenzüberschreitend mit den Niederlän-
dern eine Fachtagung durchzuführen, um die Problemstel-
lung zu diskutieren und Netzwerke zu gründen, die sich 
verstärkt für die Gewinnung junger Menschen mit Migrati-
onshintergrund für Pfl egeberufe engagieren. 

Die Vorträge, Protokolle und Ergebnisse können unter fol-
gendem Link angesehen werden: http://johanneswerk.de/
de/ueber-uns/unsere-arbeit/europa/fachtag-jump.html
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Aus der Praxis: 
Projekt „Soziale Jungs“ in Bielefeld

Das Johanneswerk in Bielefeld engagiert sich seit Septem-
ber 2014 bei der Entwicklung des Projektes SOJUBI (Sozi-
ale Jungs Bielefeld). Das Projekt „Soziale Jungs“ fi ndet 
bereits mit großem Erfolg in den Städten Frankfurt und 
Hamburg statt. Im Rahmen des Boys´ Day oder über die 
Schulsozialarbeit werden Kontakte zu den Jungen herge-
stellt, wobei der Focus der SOJUBIS auf Jungen mit Mig-
rationshintergrund liegt. Erfahrungen zeigen, dass das 
Interesse hoch ist, wenn sie angesprochen werden. Häufi g 
gibt es im Alltagsleben kaum Erfahrungen oder Kenntnisse 
zu Projekten im sozialen Bereich. Die Jungen engagieren 
sich einmal wöchent lich etwa ein Jahr lang für 2 bis 3 Stun-
den in der Woche in einer sozialen Einrichtung in der 
Nähe ihres Wohn- beziehungsweise Schulortes. Begleitet 
werden sie dabei von Studierenden der Bereiche Soziale 
Arbeit und Psychologie, die als Mentoren ausgebildet 
werden und dafür entsprechende Creditpoints für das 
Studium erhalten. Sie stellen das Bindeglied zwischen Ein-
richtung und der Koordinierungsstelle dar (am Beispiel 
Bielefeld das Kompetenzzentrum Technik Diversity Chan-
cengleichheit, das auch den Boys’ Day koordiniert). Die 
Jungen erhalten dafür einen Kompetenznachweis, der ins 
Schulzeugnis integriert werden kann, und eine separate 
Bestätigung über das soziale Engagement. 

Über das Projekt SOJUBI in Bielefeld werden erstmals 
nicht nur Jungen mit Migrationshintergrund, die schon in 
Deutschland geboren wurden, sondern auch minderjäh-
rige unbegleitete Flüchtlinge, die in Bielefeld leben und zur 
Schule gehen, angesprochen. Denkbar ist im Anschluss 
eine Ausbildung im sozialen Bereich für interessierte 
Absolventen dieses Projektes.

4.4. Die betrieb liche Integration der gewonnenen 
Pfl egefachpersonen 

 — Wie bereite ich meine Mitarbeitenden auf die neuen 
 Kollegen vor? Was habe ich diesbezüg lich zu beachten? 

Im Bewerbungsverfahren sollten sich Pfl egeeinrichtungen mit 
den Kenntnissen und Kompetenzen, die die Stellungsuchen-
den mitbringen, auseinandersetzen. Es bestehen oft große 
Unterschiede bezüg lich des Pfl egeverständnisses und der 
Pfl egekultur. Um ein gegenseitiges Verständnis zu erreichen, 
ist es nicht nur notwendig, die Gepfl ogenheiten des eigenen 

Landes darzustellen, sondern auch zu wissen, wie die 
Gepfl ogenheiten im Herkunftsland sind.

Die Ausbildungen und die pfl egerischen Versorgungssysteme 
sind innerhalb und außerhalb der EU unterschied lich, so dass 
Erwartungen und Vorstellungen an und von Pfl ege entspre-
chend unterschied lich sind. Daher ist es wichtig, dass pro-
fessionell Pfl egende aus anderen Ländern frühzeitig darauf 
vorbereitet werden, welche Aufgaben sie in Deutschland zu 
erwarten haben. Es geht nicht um „besser oder schlechter“ 
mit Blick auf eine Qualifi kation, sondern um „anders“. Was 
anders ist, muss festgestellt und besprochen werden und 
sieht je nach Herkunftsland der hinzukommenden Fachkräfte 
unterschied lich aus. Um Missverständnisse zu vermeiden, 
bietet es sich an, zentrale Informationen in der Herkunfts-
sprache schrift lich zugäng lich zu machen. 

Die zu gewinnenden Fachkräfte benötigen neben der fach-
lichen ein hohes Maß an sozialer Kompetenz und die Bereit-
schaft, sich auf Neues einzulassen. In erster Linie sind sie 
aber auf eine Willkommenskultur in den Einrichtungen ange-
wiesen, die ihnen die Mög lichkeit des Ankommens und der 
Orientierung bietet. Sie benötigen Informationen und Hilfe-
stellungen, um sich betrieb lichen Gepfl ogenheiten entspre-
chend zu verhalten und sich mit Regelwerken und Gesetzen 
vertraut zu machen. So müssen Themen wie Arbeitsrecht, 
die Übernahme ärzt licher Tätigkeiten, Pfl ege- und Kranken-
versicherungsrecht, Durchführungsverantwortung, Maßnah-
men der Qualitätssicherung und anderes verständ lich vermit-
telt und unterrichtet werden. 

Daneben ist es notwendig, dem internationalen Personal den 
Weg in die deutsche Gesellschaft so leicht wie irgend mög-
lich zu machen. Ob Weiterbildung, Orientierungs- oder Men-
toringprogramm, es gibt zahlreiche integrationsfördernde 
Maßnahmen.

Die Eingewöhnungsphase wird von neuangekommenen inter-
nationalen Pfl egenden oft als sehr anstrengend und belas-
tend erlebt. Neben der für sie sehr ungewohnten Umgebung 
sind, wegen der anfäng lichen Schwierigkeiten sich auf 
Deutsch zu verständigen, ihre Teilhabemög lichkeiten einge-
schränkt. Ansprechpartner sind deshalb wichtig und hilfreich. 
Innerhalb einer Einrichtung kann ein Pate oder eine Patin 
benannt werden, an den sich die neuen Mitarbeitenden wen-
den können.

Diese können auch dafür Sorge tragen, dass die Zugezoge-
nen die administrativen Erfordernisse (Wohnung, Kontoeröff-
nung, Telefon, Internetanschluss, Führerschein, ärzt liche Ver-
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sorgung und so weiter) bewältigen können und Mög lichkeiten 
der Freizeitgestaltung für sich herausfi nden. Erfahrungen zei-
gen, dass Einladungen zu Ausfl ügen oder zum gemeinsamen 
Essen gern angenommen werden. 

Fortbildung interkulturelle Kompetenz 
für soziale Berufe

Zahlreiche Bildungsträger bieten Fortbildungen zum 
Thema interkulturelle Kompetenz an, auf die immer mehr 
Träger aufgrund der Erfordernisse in den eigenen Einrich-
tungen zurückgreifen. Als Beispiel sei hier die „Basisquali-
fi kation interkulturelle Kompetenz für soziale Berufe“ der 
Diakonie Rheinland-Westfalen-Lippe genannt: www.diako-
nie-rwl.de. Dabei ist zu betonen, dass diese Fortbildungen 
nicht nur von den zu gewinnenden Fachkräften, sondern 
auch vom vorhandenen Personal genutzt werden sollten, 
um das gegenseitige Verständnis zu fördern.

4.5. Kosten 

Allgemeingültige Kostenberechnungen zur Anwerbung inter-
nationaler Pfl egefachpersonen oder von jungen Menschen 
zur Ausbildung existieren nicht. Das liegt u.a. an der sehr 
unterschied lichen Preisgestaltung verschiedenster Anbieter 
auf dem Markt und den regional unterschied lichen Voraus-
setzungen. Auch die Länge der Einarbeitungszeit spielt eine 
Rolle. Mit folgenden Kosten ist zu rechnen: 

 � Honorare oder Gebühren für die lokalen oder die in 
Deutschland ansässigen Vermittlungsagenturen (siehe 
Abschnitt 3.1) 

 � Reisekosten für Bewerberinnen und Bewerber zu Vorstel-
lungsgesprächen und zum Dienstantritt

 � Reisekosten zu Infoveranstaltungen in Herkunftsländern 

 � Kosten für die Teilnahme an Sprachkursen und das Ange-
bot von Sprachkursen. Diese können mit Integrationskur-
sen verbunden werden.

 � Gebühren für die Sprachprüfungen gemäß Europäischem 
Referenzrahmen für Sprachen

 � Gebühren bei der jeweiligen Landesbehörde für die Aner-
kennung ausländischer Abschlüsse

 � Je nach ört licher/betrieb licher Situation kann es erforder lich 
sein, Unterkünfte oder Zuschüsse dafür bereitzustellen. 

 � Für Mentoring- und Patenprogramme fallen, selbst wenn 
sie durch freiwilliges Engagement getragen werden, Ent-
wicklungs- und Koordinierungskosten an. 

Der Aufwand an Arbeitszeit für die betrieb liche Integration ist 
zu Beginn höher als bei einer ört lichen Fachperson. Zusätz-
licher Aufwand ist für die Anleitung, das Erläutern von inner-
betrieb lichen Abläufen und Prozessen zu erwarten. Freiwil-
lige, die sich als Mentoren oder Paten engagieren, bedürfen 
gegebenenfalls der fach lichen Begleitung.

 — Gibt es Erfahrungsbeispiele und Kontaktmög lichkeiten, 
bei denen ich mich erkundigen kann? 

Die GIZ berechnet in ihrem Modellprojekt „Triple Win“ pro 
vermittelter Fachperson 3.700 Euro; siehe Abschnitt 3.1. 
Hierin sind nur die reinen Vermittlungskosten, nicht die Kosten 
für Nachqualifi zierungen, Anerkennungsgebühren, Prüfungs -
gebühren usw. enthalten.

Erfahrungen diakonischer Träger zur Anwerbung fi nden sich 
unter http://www.diakonie.de/arbeitsmigration-und-
pfl ege-14349.html.

4.6. Förderprogramme zur Unterstützung 
internationalen Personals

 — Welche Unterstützung kann ich vom Staat oder anderen 
Stellen bekommen? (alle Angaben mit Stand von Okto-
ber 2014)

Öffent liche Förderprogramme ermög lichen eine substanzielle 
Unterstützung bei der Gewinnung internationaler Fachperso-
nen. Die Programme sind allerdings einem schnellen Wandel 
unterworfen und unterliegen den durch die Haushaltstitel vor-
gegebenen Beschränkungen, so dass die Mittel zum Ende 
der Förderperiode erschöpft sein können. Es sind periodi-
sche Antragsfristen zu beachten. 

Förderung der europäischen Mobilität von Auszubil-
denden: MobiPro-EU 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat 
am 30. Juli 2014 neue Fördergrundsätze für das Programm 
„Förderung der berufl  ichen Mobilität von ausbildungsinteres-
sierten Jugend lichen aus Europa (MobiPro-EU)“ vorgelegt. 
Diese beinhalten zwei grundlegende Neuerungen: Das Pro-
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gramm wird von einer Individual- auf eine Projektförderung 
umgestellt. Und es steht nur noch ausbildungsinteressierten 
Jugend lichen und nicht mehr Fachkräften aus dem EU-Aus-
land offen. Im Ausbildungsjahr 2015 sollen maximal 2.000 
Auszubildende im Rahmen des Programms gefördert wer-
den. Förderfähig sind Programme für Personen aus den Mit-
gliedstaaten der EU im Alter von 18 bis 35 Jahren, die bisher 
noch nicht eine Berufsausbildung oder einen Masterstudien-
gang abgeschlossen haben. Betriebe können sich mit Pro-
jektvorschlägen bewerben. 

Internetportale zu den Förderangeboten 
des Bundes 

Informationen bietet das Portal http://www.thejobofmylife.
de/ in deutscher und englischer Sprache. Siehe auch 
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/
Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=1
1828&typ=KU

Das Internetportal www.make-it-in-germany.com stellt 
Informationen für internationale Fachkräfte in deutscher 
und englischer Sprache bereit, die in Deutschland eine 
Anstellung suchen. 

Die Informationen zur Fachkräfteoffensive der Bundes-
regierung gibt es nur auf Deutsch: http://www.fachkraefte-
offensive.de/DE/Startseite/start.html

Berufsbezogene ESF-Sprachkurse siehe Abschnitt 4.2

Förderung der europäischen Mobilität über EURES
Aufgabe des EURES-Netzes der Europäischen Kommission 
ist es, Informationen, Beratung und Vermittlung (Abstimmung 
von Stellenangeboten und Arbeitssuche) für Arbeitskräfte 
und Arbeitgeber sowie generell alle Bürger anzubieten, die 
vom Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen möchten. 
Anträge werden durch die Träger direkt in Brüssel gestellt. 
Sprachkurse und Anreise werden fi nanziert. 

EURES ist erreichbar unter: https://ec.europa.eu/eures/page/
homepage?lang=de (in den meisten Amtssprachen der EU) 

Mobilitätsförderung in Baden-
Württemberg

In der Diakonie gibt es ein Projekt des Vereins für Internati-
onale Jugendarbeit (VIJ). Der VIJ bietet unter der Über-
schrift “Your fi rst EURES job“ für Pfl egefachkräfte aus 
Griechenland und Portugal die Vermittlung und Betreuung 
in Pfl egeeinrichtungen in Baden Württemberg an. 

http://www.vij-fairconnect.de/yfej/ziel-inhalt/

5. Ausländer- und anerkennungs recht-
liche Fragen

5.1. Umgang mit Arbeitsagentur, Ausländer-
behörde, Visumfragen

Einrichtungen sollten sich frühzeitig die Bedingungen von 
Aufenthaltsrecht und Arbeitserlaubnis klar machen. Staats-
angehörige von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder des Europäischen Wirtschaftsraums EWR wie Norwe-
gen, Island, Liechtenstein sowie der Schweiz haben über das 
Freizügigkeitsrecht freien Zugang zum Arbeitsmarkt. Sie 
dürfen ohne spezielle ausländerrecht liche Erlaubnis wie 
deutsche Staatsangehörige arbeiten beziehungsweise als 
Selbstständige tätig sein. Kroatische Staatsangehörige 
bedürfen im Rahmen der Übergangregelung für die unselbst-
ständige Tätigkeit noch der Arbeitserlaubnis in der EU, die 
durch deutsche Behörden erteilt wird.

Anders ist die Rechtslage bei den anderen Nicht-EU-Bürge-
rinnen und -Bürgern, den sogenannten „Drittstaatsangehöri-
gen“. Ein längerfristiger Aufenthalt von über drei Monaten ist 
nur mög lich mit einem Aufenthaltstitel. Viele Drittstaatsange-
hörige benötigen auch für einen Kurzaufenthalt ein Visum. 
Das Visum muss grundsätz lich für den entsprechenden Auf-
enthaltszweck bereits vor der Einreise eingeholt werden. 
Wer also bereits eingereist ist, muss das Visumverfahren 
nachholen und in der Regel erneut mit einem passenden 
Visum einreisen.

Drittstaatsangehörige mit einem akademischen Berufsab-
schluss erhalten die sogenannte „Blaue-Karte-EU“, wenn ihr 
Einkommen über einer Gehaltsgrenze von jähr lich 47.600 Euro 
(Brutto) liegt, bei bestimmten Mangelberufen wie zum Beispiel 
Humanmedizin liegt die Gehaltsgrenze bei 37.128 Euro (Brutto).
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Bei Personen mit einer qualifi zierten Berufsausbildung in 
einem mindestens zwei- bis dreijährigen Ausbildungsberuf 
wird wie folgt unterschieden. 

 � Wurde der Abschluss in Deutschland erworben, ist die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstä-
tigkeit gemäß § 18 Aufenthaltsgesetz in Verbindung mit § 6 
Abs. 1 der Beschäftigungsverordnung mög lich. 

 � Bei einer qualifi zierten Berufsausbildung, die im Ausland 
erworben wurde, muss diese zunächst in Deutschland als 
gleichwertig anerkannt werden. Dann ist die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Erwerbstätigkeit 
gemäß § 18 Aufenthaltsgesetz i.V.m. § 6 Abs. 2 der 
Beschäftigungsverordnung mög lich, wenn die Person im 
Rahmen einer Vermittlungsabsprache der Bundesagentur 
für Arbeit mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftsstaates 
eingereist ist. Anderenfalls muss es sich bei dem Beruf um 
einen Mangelberuf handeln, der auf der sogenannten 
„Positivliste“ steht. Bei den Berufen Gesundheits- und 
Krankenpfl egerin und Altenpfl eger ist dies der Fall. Eine 
Ausnahme besteht für Staatsangehörige aus den Staaten 
der sogenannten „WHO-Liste“, in denen ein Mangel an 
medizinischem Fachpersonal besteht. Als Pfl egefachper-
sonen können sie auf dieser Rechtsgrundlage keine Auf-
enthaltserlaubnis erhalten. Halten sie sich jedoch aus 
anderen Rechtsgründen hier rechtmäßig auf, zum Beispiel 
als Ehegatte eines oder einer Deutschen, ist die Erwerbs-
tätigkeit erlaubt.

Soweit zur Anerkennung der berufl  ichen Qualifi kation die Teil-
nahme an einer Nachqualifi zierungsmaßnahme erforder lich 
ist, enthält § 8 der Beschäftigungsverordnung hierfür eine 
Regelung, dass auch in diesen Fällen die ZAV der Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis zustimmt. Ein neuer Aufenthaltstitel, 
der die Beschäftigung bei Anpassungsqualifi zierungen 
erleichtert, ist in Planung.

Möchten Drittstaatsangehörige eine Ausbildung in einem Man-
gel-Ausbildungsberuf machen, ist es mög lich, gemäß § 17 
Aufenthaltsgesetz eine Aufenthaltserlaubnis zur Aus- und 
Weiterbildung zu erhalten. Wird die Ausbildung in Deutsch-
land abgeschlossen, dann können sie sich nach § 18 Aufent-
haltsgesetz in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Beschäftigungsver-
ordnung weiterhin in Deutschland aufhalten (siehe oben).

Wichtig ist, sehr früh zu klären, ob ein Visum zum Zwecke der 
Ausbildung oder Erwerbstätigkeit beziehungsweise eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden kann. Der Erteilung eines sol-
chen Visums /einer Aufenthaltserlaubnis muss die ZAV der 

Bundesagentur für Arbeit jeweils zustimmen. Von daher ist 
zunächst wichtig, mit der ZAV zu klären, ob eine Zustimmung 
erfolgen kann. Hierfür gibt es die Mög lichkeit der Vorabprü-
fung durch § 36a der Beschäftigungsverordnung. 

Soweit die Zustimmung nur erteilt werden kann, wenn die 
ausländische berufl  iche Qualifi kation durch die zuständige 
Stelle anerkannt ist, muss zunächst das Anerkennungsver-
fahren durchgeführt werden. 

Mit der Visastelle der deutschen Auslandsvertretung bezie-
hungsweise der Ausländerbehörde muss dann geklärt wer-
den, ob – bei Zustimmung durch die ZAV – das Visum oder 
die Aufenthaltserlaubnis erteilt werden könnte. Es empfi ehlt 
sich, sich entsprechende Aussagen schrift lich bestätigen zu 
lassen.

Weitere Infos: Infoblatt „Aufenthalte zum Zwecke der Aus-
bildung und Erwerbstätigkeit“ auf www.ekiba.de/migration 
unter „Recht liches“.

5.2. Anerkennung ausländischer berufl  icher 
Abschlüsse

Für die Anerkennung von Gesundheitsfachberufen ist im jewei-
ligen Bundesland die Behörde zuständig, die auch deutschen 
Pfl egefachkräften ihre Berufsanerkennung ausstellt. Die 
Rechtsgrundlage für das Anerkennungsverfahren bilden die 
Berufsgesetze des Bundes (zum Beispiel Krankenpfl egege-
setz oder Altenpfl egegesetz) beziehungsweise der Länder 
(zum Beispiel Krankenpfl egehilfe). 

Die Praxis der Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse 
steht noch am Anfang. Entsprechend niedrig sind die Zahlen 
der Statistik. Im ersten Berichtsjahr der amt lichen Statistik 
über die Anerkennung im Ausland erworbener Berufsquali-
fi kationen überhaupt (April bis Dezember 2012) wurden 1.482 
Anträge auf Anerkennung als Gesundheits- und Krankenpfl e-
gerin gestellt. In 58,7 Prozent der Bescheide wurde die volle 
Gleichwertigkeit festgestellt, in weiteren 29,8 Prozent wurde 
eine Ausgleichsmaßnahme auferlegt (BMBF, Bericht zum 
Anerkennungsgesetz, April 2014).

Bei Ausbildungen von Gesundheits- und Krankenpfl egerinnen 
aus EU-Staaten besteht die Mög lichkeit einer so genannten 
automatischen Anerkennung, wenn die Ausbildung nach dem 
Beitritt des EU-Mitgliedstaats begonnen wurde. Teilweise 
wird eine Konvergenzbescheinigung verlangt. Anderenfalls 
wird individuell geprüft, ob wesent liche Unterschiede beste-
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hen. Für Absolventen anderer Gesundheitsfachberufe aus 
der EU (zum Beispiel pfl egerische Assistenzberufe) kann die 
Gleichwertigkeit zur deutschen Ausbildung teilweise über die 
Eignungsprüfung oder einen Anpassungslehrgang erreicht 
werden. Auch wenn sonst keine Gleichwertigkeit der Ausbil-
dung festgestellt werden kann, wird teilweise die Eignungs-
prüfung oder ein Anpassungslehrgang verlangt. 

Auch bei Anerkennungssuchenden aus Drittstaaten muss 
zunächst geprüft werden, ob eine Gleichwertigkeit der 
Ausbildung besteht. Bei fehlender Gleichwertigkeit müssen 
die Anerkennungssuchenden entsprechend der Vorgaben 
eine Kenntnisprüfung oder einen Anpassungslehrgang 
absolvieren.

Diese Anpassungslehrgänge sind eine der entscheidenden 
Hürden auf dem Wege von Arbeitgebern und qualifi zierten 
Stellungsuchenden zueinander. Anpassungslehrgänge dro-
hen daran zu scheitern, dass es im Einzugsbereich zu wenig 
Teilnehmende gibt, oder keine Praktikumsplätze zu fi nden 
sind, oder den Teilnehmenden der Lebensunterhalt während 
der sechsmonatigen Dauer fehlt. Es bedarf der regionalen 
überbetrieb lichen Vernetzung und Organisation, um solche 
Lehrgänge zustande kommen zu lassen.

Die Diakonie sollte sich hier fördernd engagieren, zum Bei-
spiel im Rahmen von sogenannten Welcome-Centers, die 
von der staat lichen Verwaltung zunehmend gefördert wer-
den, um die berufl  iche Eingliederung internationaler Fach-
personen zu erleichtern. 

Voraussetzung für eine Zulassung von Absolventen ausländi-
scher Gesundheitsfachberufe ist in der Regel der Nachweis 
von Deutschkenntnissen, die dem Niveau B2 nach dem 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für Sprachen 
entsprechen. Einige Bundesländer verlangen B1-Sprach-
niveau. (siehe 5.1. Deutschkenntnisse) 

 — Welche Stelle ist für die Anerkennung zuständig? 

Welche Stelle regional für die Anerkennung zuständig ist, 
lässt sich im Webportal www.anerkennung-in-deutschland.
de für den Beruf der „Gesundheits- und Krankenpfl eger/in“ 
ermitteln. Dort fi nden sich auch Angaben zu den regionalen 
Beratungsstellen des IQ-Netzwerks. Es existiert auch eine 
Hotline. Die Seite steht in Deutsch und Englisch zur Verfü-
gung, in Teilen auch in ost- und südeuropäischen Sprachen. 

Informationen und Rat können Anerkennungssuchende außer-
dem in 245 diakonischen Anlaufstellen einholen, der Migrati-
onsberatung für erwachsene Zuwanderer (MBE) und Jugend-
migrationsdienste (JMD). Die Beratungsstelle in der Nähe 
fi ndet sich in der Broschüre „Diakonie in der Einwanderungs-
gesellschaft – Migrationsfachdienste mit Adressverzeichnis“. 
Das Verzeichnis listet die Beratungsstellen im Bereich Migra-
tion und Flucht mit ihren Arbeitsschwerpunkten, Unterstüt-
zungsangeboten und Kontaktdaten auf. Zum Herunterladen: 
http://www.diakonie.de/media/Broschuere_Migration.pdf

 — Wie kann ich die Pfl egepersonen beschäftigen, während 
das Anerkennungsverfahren läuft? 

Soweit nach Prüfung durch die zuständige Anerkennungs-
stelle praktische Tätigkeiten (zum Beispiel Anpassungslehr-
gang/Anpassungspraktikum) in Deutschland für die Feststel-
lung der Gleichwertigkeit des Berufsabschlusses erforder lich 
sind, haben auch diese Personen die Mög lichkeit, vor ihrer 
Anerkennung eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung dieser 
praktischen Tätigkeit als Pfl egehilfskraft zu erhalten (§ 8 
Beschäftigungsverordnung). Die ZAV setzt hierfür momentan 
aber ein angemessenes Gehalt voraus, um der Erteilung der 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis zuzustimmen. In einem 
Anwerbe-Projekt in Hessen wurden hier 1.900 Euro als Gehalt 
defi niert. Weitere Informationen zur Anerkennung ausländischer 
Berufsabschlüsse unter http://www.diakonie.de/arbeitsmigra-
tion-und-pfl ege-14349.html.pdf
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Verwirk lichung und Teilhabe von Familien 

02.2014 Handreichung zu Schweigepfl ichtentbindungen für 
 Mitarbeitende in der Diakonie 
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Liebe Leserinnen und Leser,

wir hoffen, dass wir Ihnen mit der vorliegenden Ausgabe des Dia konie 
Textes Informationen und inhaltliche Anregungen geben kön nen. Wir 
sind an Rückmeldungen interessiert, um unsere Arbeit zu optimieren. 
Wir freuen uns deshalb, wenn Sie uns

1. Kommentare und Anregungen zum Inhalt des Textes zukommen 
lassen,

2. informieren, welchen Nutzen Sie durch diesen Text für Ihre  Arbeit 
erfahren haben und

3. mitteilen, wie Sie auf die vorliegende Ausgabe der Diakonie Texte 
aufmerksam geworden sind und ob oder wie Sie diese weitergeben 
werden.

Ihre Rückmeldungen senden Sie bitte an die verantwortliche 
 Projektleitung (siehe Impressum unter Kontakt).

Herzlichen Dank!
Diakonie Deutschland
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